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Lebenslauf. 

Ich,  artin  Wallach,  bin  geboren  am  28.  A\ärz  1872  zu 
Berlin  als  Sohn  des  Fabrikanten  Julius  Wallach.  Ich  besuchte  das 
Königl.  Friedrich-Wilhelms-Gynasium,  später  das  Luisenstädtische 
Real-üynasium  zu  Berlin  und  bestand  auf  letzterem  Ostern  1890 
das  Abiturientenexamen.  Nach  li2jähriger  praktischer  Ausbildung 
als  Kaufmann  in  der  Fabrik  meines  Vaters  bezog  ich  im  Herbst  1891 
die  Berliner  Universität  und  studierte  dort  5 Semester,  bis  Ostern 
1894,  Nationalökonomie.  Dann  war  ich  genötigt,  das  Studium  ab- 
zubrechen und  mich  wieder  in  dem  väterlichen  Geschäft  zu  be- 
tätigen, in  das  ich  im  Jahre  1898  als  Teilhaber  eintrat.  Nachdem 
ich  der  Fabrik  fast  10  Jahre  lang  vorgestanden  hatte,  verkaufte 
ich  dieselbe  im  Herbst  1907  und  ließ  mich  im  Oktober  desselben 
Jahres  wieder  an  der  Berliner  Universität  immatrikulieren.  Hier 
frischte  ich  während  zweier  Semester  meine  früher  erlangten  Kennt- 
nisse wieder  auf  und  erwarb  neue  hinzu.  Den  Abschluß  meiner 
Studien  bildet  die  nachfolgende  Abhandlung,  zu  welcher  die  leb- 
haften Meinungsverschiedenheiten  der  letzten  Zeit  die  Anregung 
gegeben  haben. 
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EINLEITUNG. 


§ 1. 

Notwendigkeit  neuer  Steuerquellen  für  die  Kommunen. 

Wie  in  neuerer  Zeit  die  Aufgaben,  die  der  Staat  zu  erfüllen 
hat,  im  Vergleich  zu  früher  ganz  wesentlich  gewachsen  sind  und 
sich  vertieft  haben,  so  sehen  sich  auch  die  Kommunen  sehr  ver- 
mehrten Anforderungen  gegenüber.  Eine  Folge  dieser  ausgedehn- 
teren Pflichten  und  Aufgaben  ist  das  ungeheure  Wachsen  der  öffent- 
lichen Ausgaben  in  den  Gemeinden.  Zur  Deckung  dieses  Bedarfs 
reichten  allmählich  die  bestehenden  Steuern  nicht  mehr  aus,  und 
so  begann  ein  ständiges  Suchen  nach  neuen  Steuerquellen. 

Das  preußische  Kommunalabgabengesetz  vom 
14.  Juli  1893  wies  den  Kommunen  neben  anderen  Gebieten  vor 
allem  den  Grund  und  Boden  als  Steuerquelle  zu.  So  wurde  außer 
der  kommunalen  Grund-  und  Gebäudesteuer  vielfach  eine  Umsatz- 
steuer eingeführt,  die  beim  Besitzwechsel  von  Grundstücken  er- 
hoben wird. 


§ 2. 

Entwicklung  der  Forderung  einer  Wertzuwachssteuer. 

Neben  der  Umsatzsteuer  wurde  in  neuester  Zeit  noch  die  Ein- 
führung einer  Wertzuwachssteuer  gefordert,  die,  ebenfalls 
in  der  Regel  an  den  Besitzwechsel  anknüpfend,  die  Erhöhung  des 
Wertes  von  Grundstücken  steuerlich  erfassen  sollte.  Praktische  Ver- 
suche mit  dieser  neuen  Steuerart  sind  bereits  in  einer  Reihe  von 
Kommunen  gemacht  worden,  so  1904  in  Frankfurt  a.  M.,  dann  in 
Cöln,  Dortmund,  Gelsenkirchen,  Essen  ufid  anderen  Städten.  Doch 
liegt  die  Einführung  der  Steuer  und  ihre  Erhebung  in  allen  Fällen 
erst  kurze  Zeit  zurück,  so  daß  ein  sicheres  Urteil  über  die  Wir- 
kungen noch  nicht  gefällt  werden  kann.  Ebenso  fehlt  es  nicht 
an  theoretischen  Abhandlungen  über  das  Wesen  und  die  Ziele  der 
Wertzuwachssteuer.  Solche  sind  sogar  schon  in  umfassendem  Maße 
erschienen,  so  vor  allem  die  besonders  wertvolle,  das  Material 
sehr  übersichtlich  und  nach  allen  Seiten  hin  beleuchtende  Schrift  von 
Robert  Brunhuber:  ,,Die  Wertzuwachssteuer.  Zur  Praxis  und  Theorie. 
Jena,  1906“,  ferner  eine  Abhandlung  von  Adolf  Wagner  u.  a.  m. 
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§ 3. 

Aufgabe  der  Abhandlung: 

Ersatz  der  Umsatzsteuer  durch  die  Wertzuwachssteuer. 

W ;nn  ich  es  trotzdem  unternehme,  mich  nochmals  mit  diesem 
Probien  zu  beschäftigen,  so  sind  dafür  mehrere  Umstände  be- 
stimme id-  einmal  das  große  Interesse,  das  der  Frage  fortdauernd 
entgegt  ngebracht  wird,  die  erbitterten  Kämpfe,  welche  die  Vorlage 
einer  V '"ertzuwachssteuer  in  der  Berliner  Stadtverordneten-Versamm- 
lung  iin  vergangenen  Jahre  monatelang  entfesselt  hat,  und  die 
Ueberz  mgung  der  Anhänger  der  Wertzuwachssteuer  im  Stadt- 
parlamcnt,  daß  die  Frage  in  kurzer  Zeit  wieder  aufgerollt  werden 
wird;  dann  aber  vor  allem  die  Frage,  die  zwar  verschiedentlich 
angeschnitten,  bis  jetzt  aber  noch  nicht  gelöst  worden  ist,  und 
in  der  man  bisher  noch  niemals  zu  positiven  Vorschlägen  oder 
Resulta ten  gekommen  ist,  ob  und  auf  welche  Weise  die 
Wert;u  wachssteuer  geeignet  und  berufen  sei,  die 
Umsatzsteuer  zu  ersetzen. 

Dem  daß  das  gleichzeitige  Bestehen  beider  Steuern  nebenein- 
ander, also  die  Einführung  einer  Wertzuwachssteuer  ohne  Aufhebung 
der  Umsatzsteuer,  höchst  ungerecht  und  drückend  wäre,  wird  nicht  nur 
von  den  Vertretern  des  Grundbesitzes  betont,  sondern  auch  von 
Anhängern  der  Bodenreform,  so  auch  von  Brunhuber,  zugegeben. 
Eine  drrartige  Neubelastung  des  Grundbesitzes,  also  eines  kleinen 
Teiles  1er  Bevölkerung,  und  durchaus  nicht  immer  des  leistungs- 
fähigsten, zugunsten  der  übrigen  Klassen  könnte  durch  nichts  ge- 
rechtfertigt werden.  Dies  hat  noch  ganz  kürzlich  Dr.  Fritz  Pabst 
auf  der  i diesjährigen  Verbandstage  der  Haus-  und  Grundbesitzer- 
vereine in  Königsberg  i.  Pr.  im  August  d.  J.  näher  ausgeführt, 
ln  dem  ;elben  Sinne  schreibt  Brunhuber,  ,,daß  die  einfache  Umsatz- 
steuer :war  finanziell  gut  funktioniert,  aber  steuerlich  roh,  oft  un- 
gerecht und  bei  sinkender  Konjunktur  nicht  ungefährlich  ist.  Man 
wird  also  möglichst  darauf  sehen  müssen,  die  Steuer  einzu- 
schränken.Und  weiter:  „Unbestreitbar  ist  das  Prinzip  der  Wert- 
zuwach  isteuer,  nur  von  dtm  wirklich  erzielten  Gewinn  bei  Grund- 
stücksv  erkäufen  eine  Abgabe  zu  erheben,  das  gesundere  und  er- 
streben ;wertere.  ln  ihr  sollte  deshalb  ein  Ersatz  für  die  Umsatz- 
steuer gesucht  und  gefunden  werden.“-)  Endlich  noch:  „Durch  die 
Wertzu  vachssteuer  will  man  also  (in  Cöln)  eine  Reform  des 
Grundsteuer  Wesens  in  der  Weise  inaugurieren,  daß  die 
unsoziale,  rein  finanzielle  Umsatzsteuer  abgelöst  wird 
durch  die  soziale  Wertzuwachssteuer,  die  auf  dem 


1)  R.  Brunhuber:  Die  Wertzuwachssteuer  S.  111. 

“)  R.  Brunhuber:  Die  Wertzuwachssteuer  S.  111—112. 
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modernen  Prinzip  der  Gewinnbesteuerung  aufgebaut  ist.“  i)  Brun- 
huber betont  aber  weiter,  daß  es  im  Rahmen  seiner  Betrachtungen 
nicht  seine  Aufgabe  sei,  der  Frage  der  Ersetzung  der  Umsatzsteuer 
durch  die  Wertzuw'achssteuer  näher  zu  treten. 

Es  sei  mir  daher  vergönnt,  den  Versuch  zu  machen,  dies  l^roblem 
einer  praktischen  Lösung  zuzuführen. 

Da  die  hier  zu  entwickelnden  Vorschläge  nicht  ohne  weiteres 
verständlich  erscheinen  würden,  ist  es  nötig,  vorerst  das  Wesen 
beider  Steuerarten,  und  zwar  zunächst  das  der  Umsatzsteuer  zu 
betrachten. 


1)  R.  Brunhuber:  Die  Wertzuwachssteuer  S.  112. 


KAPITEL  I. 


Die  Umsatzsteuer. 

§ 4. 

Wesen  der  Umsatzsteuer. 

Die  Umsatzsteuer  ist  eine  Verkehrssteuer,  die  an  den  üeber- 
gang  > on  Grundstücken  aus  einer  Hand  in  die  andere  anknüpft. 
Sie  wild  erhoben  in  Prozentsätzen  vom  Verkaufspreis  des  Grund- 
stücks und  ist  steuertechnisch  außerordentlich  leicht  zu  handhaben, 
da  sie  auf  dem  zur  Zeit  des  Verkaufs  durch  den  Kaufvertrag 
bekannten  Werte  des  Grundstücks  basiert  ist.  Auch  ist  die  Um- 
satzsteuer für  die  Kommunen  sehr  einträglich.  So  betrug  z.  B.  in 
Berlin  im  Jahre  1905  die  Einnahme  aus  der  Umsatzsteuer: 

1 836069  Mk.  bei  803  unbebauten  Grundstücken  mit  dem 

Verkaufspreise  von  93  439  854  Mk., 

4 765  462  Mk.  bei  1575  bebauten  Grundstücken  mit  dem 

Verkaufspreise  von  479  588  845  Mk. 

Der  Gesamtertrag  stellte  sich  also  bei  2378  Grundstücken  auf 
6 601  5M  Mk. 

§ 5. 

Beurteilung  der  Umsatzsteuer. 

Die  Tatsache  der  Einträglichkeit  allein  kann  aber  niemals  eine 
Rechtfertigung  der  Erhebung  einer  Steuer  sein.  Für  die  Beur- 
teilung der  Umsatzsteuer  ist  vor  allem  daran  festzuhalten,  daß  die- 
selbe e ne  äußerst  rohe  Steuer  ist,  die  bei  ungünstiger  Wirtschafts- 
lage lähmend  wirkt,  indem  sie  den  Verkauf  von  Grundstücken  in 
solcher  Zeiten  außerordentlich  erschwert,  ihn  sogar  oft  unmöglich 
macht.  Sie  kann  also  sehr  leicht  die  Wirkung  ausüben,  den  wirt- 
schaftli.'hen  Ruin  des  Grundbesitzers  herbeizuführen. 

Ferner  ist  die  Umsatzsteuer  im  höchsten  Grade  unge- 
recht, weil  sie  die  Schwachen  in  gleicher  Weise  besteuert  wie  die 
Leistur gsfähigen,  indem  sie  auch  Leute  zur  Zahlung  zwingt,  die 
durch  len  Verkauf  nicht  nur  keinen  Gewinn,  sondern  sogar  einen 

')  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin  für  1905. 
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Verlust  erleiden.  Denn  wenn  auch  formell  der  Käufer  des  Grund- 
stücks die  Steuer  zu  zahlen  hat  (in  vielen  L.^msatzsteuerordniingen 
haften  aber  Käufer  und  Verkäufer),  so  ist  doch  in  Wirklichkeit 
fast  immer  der  Verkäufer  der  Träger  der  Steuer.  Denn 
natürlich  zieht  der  Käufer  beim  Kauf  das  Moment  der  Umsatz- 
steuer mit  in  Betracht,  zahlt  also,  von  Ausnahmefällen  abgesehen, 
einen  um  den  Betrag  der  Umsatzsteuer  ermäßigten  Kaufpreis,  da 
er  nur  dann  die  berechnete  und  gewünschte  Rentabilität  erhält. 
Auch  Adolf  Wagner  findet  es  bedenklich,  daß  eine  Besitzwechsel- 
abgabe in  Prozenten  des  ganzen  Kapitalwerts  eines  Grund- 
stücks berechnet  wird.  Er  befürwortet  vielmehr  eine  Besteuerung, 
deren  Grundlage  das  vom  Besitzer  in  das  Grundstück  hineingesteckte 
Kapital  bildet. 

Die  Präsumtion  der  Bodenreformer,  daß  jeder  Besitzwechsel 
auf  einen  Gewinn  schließen  läßt,  ist  doch  in  solcher  Allgemeinheit 
absolut  unhaltbar.  Denn  für  eine  Veräußerung  von  Grundstücken 
gibt  es  tausenderlei  Ursachen,  und  nicht  allzu  selten  sind  Verkäufe 
mit  erheblichem  Verluste  verknüpft.  Endlich  ist  die  Steuer  aber 
auch  unsozial,  da  sie  die  Höhe  der  Abgabe  nicht  nach  der 
Leistungsfähigkeit  des  Trägers  der  Steuer,  sondern  allein  nach  der 
Größe  des  Objekts  bemißt. 


KAPITEL  II. 

Die  Wertzuwachssteuer  im  allgemeinen. 

§ 6- 

Ideen  und  Forderungen  der  Bodenreformer. 

Anders  als  mit  der  Umsatzsteuer  verhält  es  sich  mit  einer 
Besteuerung  des  Wertzuwachses  durch  die  Gemeinden.  Man  ver- 
steht unter  Wertzuwachssteuer  diejenige  Abgabe,  die  er- 
hoben wird  von  einer  Werterhöhung,  einem  Gewinn  an  Grund 
und  Boden,  an  Grundstücken. 

Die  Forderung  der  Einführung  einer  Wertzuwachssteuer 
wurde  zuerst  von  den  Bodenreformern  erhoben,  und 
zwar  waren  und  sind  für  diese  in  erster  Reihe  nicht  finanzielle 
Erträge  bestimmend,  sondern  sozialpolitische  Erwägungen,  die  aufs 
engste  mit  der  Wohnungsfrage  Zusammenhängen. 

Ihre  Hauptargumente  für  die  Besteuerung  des  Wertzu- 
wachses an  Grund  und  Boden  basieren  auf  folgenden  zwei  Thesen: 

1)  Kommunale  Steuerfragen,  Heft  15  der  Schriften  der  Gesellschaft 
für  soziale  Reform. 
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1.  An  sich  ist  ein  Steigen  des  Bodenwertes  unerwünscht,  weil 
hierdur:h  die  Mietspreise  für  Wohnungen,  die  dem  Menschen  un- 
(Cntbehilich  sind,  in  die  Höhe  gehen. 

2.  Ist  aber  eine  solche  Werterhöhung  nicht  ganz  zu  ver- 
hindern, so  soll  sie  der  Allgemeinheit  zugute  kommen. 

§ 7. 

Periodische  (direkte)  Wertzuwachssteuer. 

Ni  ch  Ansicht  der  Bodenreformer  ist  es  die  Gemeinde  allein, 
durch  <leren  Tätigkeit  aller  Mehrwert  am  Boden  geschaffen  wird. 
Daher  /erlangen  sie  die  Besteuerung  des  Wertzuwachses  nicht  nur 
beim  Eesitzwechsel,  bei  welcher  Gelegenheit  der  Gewinn  realisiert 
wird,  sondern  fordern  auch  eine  dauernde  periodische 
Wert;  uw  achssteuer  (von  Brunhuber  direkte  Wertzuwachs- 
steuer genannt).  Durchgeführt  ist  eine  solche  bisher  nur  in  der 
Kolonie  Kiautschou  i),  wo  eine  Abgabe  von  33i  3O/0  der  Wert- 
steigeri  ng  an  das  Gouvernement  zu  zahlen  ist,  wenn  ein  Grund- 
stück 23  Jahre  in  der  Hand  desselben  Besitzers  bleibt.  Wird  das 
Grunds  ;ück  vorher  verkauft,  so  ist  die  Abgabe  von33i  ;30'o  des  Wert- 
zuwach  »es  nach  dem  Verkauf  von  dem  bisherigen  Besitzer  zu  zahlen. 
(In  Kiautschou  existiert  also  sowohl  die  periodische  ,,direkte‘‘  als 
auch  die  beim  Besitzwechsel  zu  entrichtende  Wertzuwachssteuer, 
letztere  von  Brunhuber  Wertzuwachsumsatzsteuer  genannt). 
Diese  Bestimmungen  für  Kiautschou  sind  aber  in  der  Hauptsache 
getrofft  n,  um  einer  übermäßigen  Bodenspekulation  in  der  neuen 
Kolonie  einen  Riegel  vorzuschieben.  Sie  erfüllen  auch  anscheinend 
diesen  Zweck,  weshalb  allerdings  der  Ertrag  nur  gering  ist.  Daß 
übrigens  das  Bestehen  der  periodischen  Wertzuwachssteuer  jedwede 
Werterl  öhung  ganz  und  gar  verhindert,  wie  dit!s  der  Wunsch  der 
Bodenroformer  ist,  wird  schon  durch  die  Erfahrungen  in  Kiautschou 
widerlegt,  da  ein  Ertrag  durch  die  Steuer  dort  immerhin  erzielt 
wird,  ^luch  aus  theoretischen  Erwägungen  heraus  kommt  man  zu 
dem  R(  sultate,  daß  ein  Wertzuwachs  trotz  der  Steuer  möglich  ist. 
Es  hän  ^t  dies  mit  dem  Monopolcharakter  des  Bodens  zusammen, 
der  an  einer  bestimmten  Stelle  nur  einmal  vorhanden  und  nicht 
willkürl  ch  vermehrbar  ist,  daher  bei  vermehrter  Nachfrage  im  Werte 
steigen  muß. 

Vom  steuerfiskalischen  Standpunkte  aus  ließe  sich  daher  die 
Erhebung  einer  derartigen  periodischen  Wertzuw  achssteuer  w'ohl  in 
Erwägung  ziehen.  Doch  wäre  ihre  allgemeine  Einführung  meines 
Erachte  is  durchaus  unangebracht.  Denn  diese  Shmer  ist,  wenn  über- 
haupt, nur  in  neubesiedelten  Gebieten  angängig,  ferner  in  Kolonien 
wie  Afi  ika,  wo  der  Boden  noch  keinen  erheblichen  Wert  hat.  1 n 
Kulturländern  dagegen  wäre  eine  solche  direkte  Wertzuwachs- 

B 3esetz  vom  2.  September  1898. 
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Steuer  eine  große  Ungerechtigkeit  gegen  die  derzeitigen 
Besitzer,  schon  aus  dem  Grunde,  weil  eine  W e r t e r h ö h u n g , 
soll  sie  nicht  einzig  und  allein  auf  mehr  oder  weniger  willkürlicher 
Schätzung  beruhen,  erst  beim  Verkauf  des  Grundstücks 
unbezweifelbar  in  die  Erscheinung  tritt.  Bis  dahin  ist  sie  faktisch 
ohne  reale  Existenz.  Wenn  trotzdem  von  diesem  geschätzten,  noch 
nicht  realisierten  Gewinne,  der  doch  nur  auf  dem  Papier  steht, 
eine  auch  nur  einigermaßen  ins  Gewicht  fallende  Abgabe  erhoben 
werden  soll,  so  bedeutet  das  für  den  Besitzer  eine  schwere  Benach- 
teiligung, die  sogar  zum  Ruin  desselben  führen  kann  und  in 
Wirklichkeit  eine  Vermögens  konfiskation  darstellt.  Denn 
trotz  der  Werterhöhung  (die,  wie  schon  ausgeführt,  nur  auf  Schätzung 
beruht)  wird  es  dem  Grundbesitzer  oft  auf  keine  Weise  möglich 
sein,  sich  den  zu  zahlenden  Steuerbetrag  zu  verschaffen,  auch  nicht 
durch  Aufnahme  einer  Hypothek.  Noch  krasser  liegt  der  Fall,  wenn 
trotz  einer  vielleicht  infolge  günstiger  Lage  des  Bodens  einge- 
tretenen Werterhöhung  eine  Ertrags  Verminderung  statt- 
gefunden hat,  was  an  sich  leicht  möglich  ist  und  in  der  Praxis 
oft  vorkommt  (durch  Unmodernwerden  der  Wohnungen,  Anforde- 
rungen der  Baupolizei  usw.).  Infolge  solcher  Erwägungen  ist  auch 
w^ohl  die  für  Cöln  ursprünglich  vorgeschlagene  jährlich  zu  erhebende 
Wertzuwachssteuer  abgelehnt  worden.  Der  Ueberzeugung  Brun- 
hubers, daß  die  direkte  Wertzuw'achssteuer  in  Zukunft  eine  ganz 
bedeutende  Rolle  spielen  wdrd,  kann  ich  daher  nicht  beipflichten, 
und  es  ist  w'ohl  nicht  zu  wmnschen,  daß  seine  darauf  gerichtete 
Hoffnung  in  Erfüllung  geht. 

S. 

Wertzuwachssteuer  beim  Besitzwechsel. 

Erheblich  anders  als  mit  der  periodischen  Wertzuwachssteuer 
ist  es  mit  der  beim  Besitzwechsel  zu  erhebenden,  da  diese  nur 
den  wirklichen  Gewinn  zur  Steuer  heranzieht  und  Lasten  nur  dem- 
jenigen auferlegt,  der  imstande  ist,  sie  zu  tragen.  Daher  ist  eine 
solche  Steuer,  w’enn  sie  richtig  gehandhabt  wird,  wohl  zu  befür- 
worten. 


Argumente  der  Gegner  der  Wertzuwachssteuer. 

Von  den  mannigfachen  Einwendungen,  die  gegen  das  Prinzip 
der  Wertzuwachssteuer  erhoben  werden,  seien  hier  nur  einige  näher 
betrachtet. 

So  wird  gesagt,  daß  nicht  immer,  selbst  nicht  in  der  Groß- 
stadt, der  Grund  und  Boden  wertvoller  werde.  Sehr  leicht  könne 
auch  infolge  verschiedener  Umstände,  so  durch  Nachlassen  der  Be- 
liebtheit einer  Gegend,  durch  Veraltung  der  Wohnungen,  durch 


12 


13 


Bau  von  Arbeiterhäusern,  einer  Irrenanstalt,  eines  Asyls  für  Obdach- 
lose in  der  Nähe,  dadurch,  daß  sich  der  Verkehr  in  andere  Stadt- 
teile zieht,  eine  Entwertung  des  Grundbesitzes  eintreten.  Diesem 
Risiko  Tiüßten  gleiche  Gewinnchancen  gegenüberstehen,  ein  Gewinn 
dürfte  also  auch  nicht  durch  eine  Steuer  verkürzt  werden.  - Die 
ersten  Ausführungen  erscheinen  völlig  einwandfrei;  nur  ist  der 
daraus  abgeleiteten  Folgerung  nicht  zuzustimmen.  Denn  es  soll 
ja  durchaus  nicht  der  ganze  Gewinn,  nicht  einmal  ein  erheblicher 
Teil  desselben  dem  Eigentümer  entzogen  werden.  Ihm  verbleibt 
also  in  mer  noch  eine  größere  Gewinnaussicht.  Es  erscheint  aber 
v\  ohl  1 erechtigt,  einen  kleinen  Teil  des  Gewinnes,  der  oft  im 
wesentlichen  durch  das  Wachsen  der  Stadt,  durch  städtische  Ein- 
richtunj^en  und  Aufwendungen  hervorgerufen  wird,  den  Zwecken 
des  all  gemeinen  Wohles  dienstbar  zu  machen. 

Ferner  wird  behauptet,  daß  die  Einführung  einer  Wertzuwachs- 
Steuer  ;in  Nachlassen  des  Häuserbaues  bewirken  werde,  und  daß 
sie  dah?r  aus  sozialen  Gründen  zu  verwerfen  sei  So  sagt  der  Stadt- 
verordr  ete  Dr.  Lew  in  der  Berliner  Stadtverordneten-Versamm- 
lung:’)  ,, Schreckt  man  durch  den  Beschluß,  eine  Quote  des  Gewinns 
wegzusteuern,  auch  nur  teilweise  vom  Häuserbau  ab,  so  vermindert 
man  d;  s Angebot  von  Wohnungen  bei  steigender  Nachfrage,  und 
man  enöht  dadurch  die  Mietspreise.  Die  Wertzuwachssteuer  w ürde 
dann  sozialpolitisch  nicht  nützlich,  sondern  schädlich  wirken. Auch 
diesen  Ausführungen  muß  entschieden  entgegengetreten  werden. 
Denn  *s  ist  wohl  so  gut  wie  ausgeschlossen,  daß  jemand  nur 
deshalb,  weil  er  im  Falle  des  Gewinnes  einen  kleinen  Teil  desselben 
abgebe  i muß,  den  Bau  eines  Hauses,  der  ihm  trotz  der  Abgabe 
noch  immer  Gewinn  verspricht,  unterlassen  wird.  Es  ist  also  mit 
ziemlicher  Sicherheit  anzunehmen,  daß  die  Bebauung  eine  Abnahme 
nicht  erfahren  wird,  daß  also  auch  die  an  diese  Voraussetzung 
geknüpften  Folgen  nicht  eintreten  werden. 

Et  enso  verfehlt  erscheint  mir  die  Behauptung,  daß  die  Ein- 
führung einer  Wertzuwachssteuer  den  Grundbesitz  im  allgemeinen 
belastei.  Dies  ist  schon  deshalb  nicht  der  Fall,  weil  die  Steuer 
nur  be  m Verkauf  erhoben  wird  und  nur  vom  Verdienst  zu  ent- 
richten ist,  daher  den  Besitzer,  der  nicht  verkauft,  überhaupt  nicht 
berührt 

Di  nn  w ird  noch  geltend  gemacht,  daß  es  nicht  angehe,  nur 
den  G(  winn  beim  Grundbesitz  zu  besteuern,  während  andere  Kon- 
junkturgewinne, Spielgewinne  usw.  unbelastet  blieben.  — Darauf 
ist  zu  erwidern,  daß  zwar  anzuerkennen  ist,  daß  die  Erhebung 
einer  i^.bgabe  bei  jedem  Konjunkturgewinne  nicht  unberechtigt  er- 
scheint daß  aber  beim  Gewinn  an  Grund  und  Boden  die  Mit- 
w irkun  ( der  Allgemeinheit  viel  stärker  vorhand(m  ist  als  bei  jedem 
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andern  Gewinn,  und  daß  aus  diesem  Grunde  die  Besteuerung  des 
Wertzuwachses  vor  allen  anderen  Gewinnen  wohl  angebracht  ist. 


§ 10. 

Gründe  der  Befürwortung  einer  Wertzuwachssteuer 

beim  Besitzwechsel. 

Das  Problem  der  Wertzuwachssteuer  ist  bisher  nicht  r:ur  im 
Reiche  (bei  Beratung  der  Kiatitschouvorlage),  sondern  auch  in  ein- 
zelnen Bundesstaaten  (Bayern,  Baden,  Hessen,  Sachsen)  und  in 
einer  ganzen  Reihe  von  Städten  behandelt  worden.  Auch  ist  man 
teihveise  schon  zu  Resultaten  gelangt  und  hat  die  Steuer  an  ver- 
schiedenen Orten,  z.  B.  in  Frankfurt  a.  M.,  Cöln  usw.  emgeführt; 
doch  leiden  die  bisher  erlassenen  Steuerordnungen  an  erheblichen 
Mängeln  und  Härten. 

a)  Unverdienter  oder  verdienter  Wertzuwachs. 

Wenn  hier  auch  die  Wertzuwachssteuer  im  Prinzip  als  gerecht 
anerkannt  wird,  so  ist  doch  der  Begründung,  welche  die  Boden- 
reformer und  die  meisten  Befürworter  der  Steuer  ins  Feld  führen, 
nicht  bedingungslos  zuzustimmen.  Die  Bodenreformer  behaupten 
nämlich,  daß  der  Wertzuwachs  am  Grund  und  Boden  meist 
ein  unverdienter  sei  (von  John  Stuart  Mül  unearned  increment 
genannt).  Es  ist  zwar  zuzugeben,  daß  ein  großer  Teil  des  Wert- 
zuwachses bei  städtischen  Grundstücken  auf  die  Tätigkeit  der  Ge- 
meinde zurückzuführen  ist,  die  durch  gemeinnützige  Einrichtungen 
w ie  Anlegung  von  Promenaden,  Parks,  Spielplätzen,  zeitgemäße  Aus- 
gestaltung der  Schulen  und  des  Unterrichts,  Schaffung  von  Verkehrs- 
mitteln und  anderes  den  Wert  der  Grundstücke  im  allgemeinen  erhöht. 
Es  ist  ferner  richtig,  daß  durch  eine,  von  der  Gemeindetätigkeit  an 
sich  oft  unabhängige,  wirtschaftlich  aufsteigende  Entwicklung  eines 
Gemeinwesens  der  Bodenwert  eine  Erhöhung  erfährt.  Aber  es  ist 
sicher  unrichtig,  daß  aller  Mehrwert  des  Bodens  ohne 
Tätigkeit  des  Besitzers,  also  unverdient  entstanden  ist.  Denn 
allein  schon  das  richtige  Erkennen  der  Gründe  für  eine  kommende 
Wertsteigerung  ist  geistige  Arbeit,  der  später  cintretende  Wert- 
zuwachs daher  nicht  ganz  unverdient.  Sehr  zutreffend  ist  in  dieser 
Beziehung  die  Ausführung  des  Stadtverordneten  Sonnenfeld  bei  der 
Beratung  über  die  Wertzuwachssteuer  in  der  Berliner  Stadtver- 
ordneten-Versammlung: ')  „Es  ist  ein  in  der  Volkswirtschaft  un- 
bestrittener Satz,  daß  man  Mehrwerte  schaffen  kann  keineswegs 
nur  mit  der  Hände  .Arbeit,  sondern  in  hervorragendem  Maße  mit 
geistiger  Arbeit.  Ein  Schaffen  von  Werten  liegt  schon  wesentlich 
darin,  daß  man  die  Brauchbarkeit  eines  Gegen.standes  erkennt.  So- 

1)  .417111.  sten.  Bericht  der  Sitzung  der  Stadtverordn. -Versammlung 
am  21.  März  1907,  No.  11,  S.  139. 
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lange  >diatze  in  der  Erde  oder  sonstwo  \orlianden  sind,  die  von 
keinem  in  ihrer  Brauchbarkeit,  also  in  ihrem  Werte  erkannt  sind, 
so  lange  bedeuten  sie  wirtschaftlich  überhaupt  kein  Out.  Wenn 
eine  T ‘rraingesellschaft  den  Wert  eines  Stückes  Land  nach  irgend 
einer  Dichtung,  etwa  darin  erkennt,  daß  es  sich  nicht  nur  zur 
landw  ii  tschaftlichen  Benutzung  eignet,  nicht  nur  für  Lagerzwecke, 
sonder : vielleicht  für  die  Schaffung  einer  Villenkolonie,  so  ist  das 
eine  gt  istige  Tätigkeit,  die  in  eminentem  Sinne  w'ertschaffend  wirkt 
und  den  Wert  des  Grundstücks  in  redlichster  Weise  erhöhen  kann.“ 
Ebenst  sagt  Ehlert  ganz  richtig  in  seiner  Abhandlung  über  die 
Wertzii wachssteuer O)  „Der  Konjunkturengewinn  an  Grund  und 
Boden  ist  ebensowenig  unverdient  wie  die  reiche  Ernte,  die  dem 
Landm  mn  infolge  besonders  günstiger  Witterung  zuteil  wird,  ohne 
daß  ei  auf  den  Grund  und  Boden  mehr  Arbeit  verwendet  hätte 
als  in  schlechten  Jahren.“  Auch  der  Wertzuwachs,  der  durch  die 
Arbeit  des  Grundbesitzers,  durch  Verbesserungen  des  Grundstücks 
(wie  z B.  Einrichtung  von  Zentralheizung,  Bau  eines  Fahrstuhls, 
Verbes;crung  oder  Umwandlung  der  Wohnräume)  entsteht,  ist  nichts 
weniger  als  unverdient.  Mit  Recht  nennt  Pabst -)  den  Grundeigen- 
tümer eine  tätige  Kraft  der  Volkswirtschaft. 

b)  Grundsatz  der  steuerlichen  (jt.'rechtigkeit. 

Sc  ließen  sich  wohl  noch  mehr  Beweise  dafür  erbringen,  daß 
die  Wertsteigerung  bei  Grundstücken  oft  zum  großen  Teil  auf 
die  Titigkeit  des  Besitzers  zurückzuführen  ist.  Aber  darauf,  ob 
der  W ?rtzuwachs  verdient  oder  unverdient  ist,  kommt  es  für  diese 
Betracl  tung  weniger  an,  vielmehr  darauf,  ob  überhaupt  eine  Wert- 
erhöhing  stattfindet,  und  ob  eine  Besteuerung  derselben  dem 
Grundsätze  der  steuerlichen  Gerechtigkeit  entspricht. 
Sehr  b ^achtenswert  sind  in  dieser  Beziehung  die  Ausführungen  des 
Berliner  Stadtverordneten  Heimannr^'*)  „Steuern  sind  Abgaben  oder 
Leistur  gen,  welche  von  den  die  Einzelwirtschaften  vertretenden 
Person  rii  zur  Befriedigung  der  Gemeindebedürfnisse  erhoben  werden. 
Eine  Steuer  wird  um  so  besser  und  gerechter  sein,  je  mehr  sie 
abgestiift  ist  nach  dem  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit,  und  je  mehr 
sie  diejenigen  Kreise  trifft,  die  von  bestimmten  Veranstaltungen 
der  G<  meinde  besondere  Vorteile  ziehen.“  Daß  aber  der  Grund- 
besitze von  vielen  Anstalten  der  Gemeinde  besondere  Vorteile  zieht, 
ist  im  Ernst  wohl  nicht  zu  bestreiten.  Es  fragt  sich  nur,  ob  er 
nicht  fir  diese  besonderen  Vorteile  bereits  besondere  Steuern  be- 
zahlen muß.  Das  ist  allerdings  der  Fall.  Der  Grundbesitzer  zahlt 
Grund-  und  Gebäudesteuern,  Straßenbaukosten,  Kanalisationsgc- 
bühren  Doch  wird  es  ihm  meistens  gelingen,  diese  Steuern  abzu- 

h ahrbuch  für  Nationalökonomie  und  Statistik  1906.  Bd.  32, 

2)  Kritik  der  Bodenreform.  Jena  1905. 

2)  Amtl.  sten.  Bericht  der  Sitzung  der  Stadtverordn.-Versammlung  am 
14.  Mär/  1907,  No.  9,  S.  110. 


( 

i 


•i 


wälzen,  und  zwar  bei  bebauten  Grundstücken  auf  die  Mieter,  bei 
unbebauten  auf  den  künftigen  Käufer,  so  daß  er  gewöhnlich  diese 
Steuern  nur  auslegt.  Dies  ist  auch  gerechtfertigt,  da  der  Grund- 
besitzer von  seinem  Einkommen  aus  Grundbesitz  auch  Einkommen- 
steuer zahlt.  Gerechtfertigt  ist  aber  auch  die  Erhebung  einer  E.xtra- 
steuer  im  Momente  der  höchsten  Leistungsfähigkeit,  in  dem  Augen- 
blicke, in  dem  der  Besitzer  durch  den  Verkauf  des  Grundstücks 
einen  größeren  Gewinn  erzielt.  Wenn  die  extreme  Gruppe  der 
Grundbesitzer  behauptet,  daß  diese  Extrabestcuerung  nur  gerecht- 
fertigt ist,  wenn  überhaupt  jeder  Konjunkturgewinn  besteuert 
wird,  so  ist  dem  aus  den  schon  angeführten  Gründen  nicht  bei- 
zupflichten. 

Soli  aber  der  Grundsatz  der  Cierechtigkeit  voll  gewahrt  werden, 
so  ist  es  unbedingt  nötig,  daß  alle  Härten  tunhehst  vermieden 
werden.  Diesem  Zweck  sollen  die  folgenden  Betrachtungen  dienen. 
Es  wird  vor  allem  darauf  ankommen,  unter  Zugrundelegung  der 
schon  bestehenden  oder  im  Entwürfe  vorliegenden  Wertzuwachs- 
steuer-Ordnungen durch  Einfügung  neuer  Bestimmungen  eine  Steuer- 
ordnung zu  schaffen,  die  vorgenannten  Zwecken  entspricht. 


KAPITEL  III. 

Spezielle  Behandlung  der  Wertzuwachssteuer. 

§ D. 

Ermittelung  des  Wertzuwachses. 

Ist  im  Prinzip  festgestellt,  daß  beim  Verkauf  eines  Grund- 
stücks eine  Steuer  von  der  erfolgten  Werterhöhung  erhoben  werden 
soll,  so  handelt  es  sich  vorerst  darum,  diese  Werter  h ö h u ii  g zu 
finden  und  festzustellen.  Es  ist  einleuchtend,  daß  dieselbe  der 
Preisunterschied  ist  zwischen  dem  jetzigen  Verkaufspreise  und 
einem  früheren  Werte.  Streitig  ist  aber  die  Festsetzung  des  früheren 
Wertes.  Brunhuber  führt  in  seiner  Schrift  vier  Möglichkeiten  an, 
die  diesen  Punkt  wohl  erschöpfen.  Die  Wertzuwachssteuer  wird 
erhoben  von  der  Wertsteigerung  entweder 

1.  seit  der  letzten  Veräußerung 
oder 

2.  seit  einem  gewissen,  absolut  feststehenden  Zeitpunkt 
oder 

3.  in  einem  gewissen  verflossenen  Zeitraum  (10,  20,  30  oder 
mehr  Jahre),  der  vom  Tage  der  in  Betracht  kommenden  Ver- 
äußerung an  rückwärts  gerechnet  wird, 

oder  endlich 
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4.  die  Berechnung  setzt  erst  mit  dem  Tage  des  Inkrafttretens 
der  Steuerordnung  ein. 


12. 

Frage  der  rückwirkenden  Kraft. 

3ie  erbittertsten  Kämpfe  nicht  nur  in  Berlin,  sondern  auch 
in  C öln  entfesselte  die  Frage  des  Zeitpunktes,  der  a 1 s 
ü r u n d 1 a g e für  die  Berechnung  der  zu  besteuernden  Wert- 
erhohung  dienen  sollte,  ln  der  Vorlage  des  Berliner  Magistrats 
war  eine  Begrenzung  der  Zeit  nach  rückwärts,  also  ein  Anfangs- 
punk : überhaupt  nicht  vorgesehen.  Maßgebend  für  die  Berechnung 
des  Zuwachses  sollte  sein  einmal  der  Verkaufspreis  des  Grundstücks 
beim  Besitzwechsel  nach  Einführung  der  Wertzuwachssteuer,  dann  der 
früher  stattgehabte  Verkauf,  auch  wenn  seitdem  eine  große  Spanne 
Zeit  zerflossen  war.  Es  sollte  also  ein  früherer  Verkauf,  bei  dem  an 
eine  \Vertzuwachssteuer  noch  nicht  zu  denken  war,  die  Grundlage  für 
die  Berechnung  der  Werterhöhung  bilden,  d.  h-,  man  wollte  auf  Vor- 
gänge der  Vergangenheit  zurückgreifen.  Dadurch  wäre  die  Steuer 
mit  einem  Faktor  ausgestattet  worden,  den  man,  allerdings  nicht 
ganz  korrekt,  rückwirkende  Kraft  nannte.  (Eine  solche  wäre 
in  W irklichkeit  nur  dann  vorhanden  gewesen,  wenn  von  den  früher 
bewi  kten  Verkäufen  nachträglich  eine  Wertzuwachssteuer  erhoben 
werden  sollte,  was  natürlich  nicht  beabsichtigt  war.)  Diese  soge- 
nann  e rückwirkende  Kraft  erscheint  aber  im  höchsten  Grade  be- 
denk ich.  Diejenigen,  die  von  einer  kommenden  Wertzuwachssteuer 
noch  keine  Ahnung  haben  konnten,  müssen  unbedingt  geschützt 
werden.  Es  wäre  ein  großes  Unrecht,  wenn  der  alte  seßhafte  Grund- 
besitz derart  besteuert  werden  sollte,  ohne  daß  er  sich  irgendwie 
darauf  hat  gefaßt  machen  können.  Zu  demselben  Resultat  kommt 
der  jrühere  Oberlandesgerichtspräsident  Dr.  Hamm  i),  der  ausführt, 
daß  eine  Besteuerung  der  vor  Einführung  der  Wertzuwachssteuer 
eingt  tretenen  Wertsteigerung  eine  unerträgliche  Belastung  des  in 
derse  Iben  Hand  gebliebenen  Grundbesitzes  darstellen  würde.  Durch- 
aus zutreffend  sind  auch  die  Darlegungen  des  Stadtverordneten 
Sonnenfeld  in  der  Berliner  Stadtverordnetensitzung.  Er  führt  aus,-) 
daß  lei  Einführung  der  Steuer  mit  sogenannter  rückwirkender  Kraft 
,,das  was  in  früheren  Jahrzehnten  erworben  wurde,  was  der  Bürger 
als  seinen  Besitz  betrachtet  und  in  alle  seine  Bilanzen  eingestellt 
hat,  ihm  unter  dem  Namen  einer  Steuer  zum  Teil  weggenommen 
werden  würde.  Dies  wäre  Konfiskation,  da  es  eine  Wegnahme 
desjtnigeii  bedeutet,  was  schon  zum  ersparten  Nationalvermögen 
gere<  hnet  wird,  was  schon  früher  erworben  ist  und  als  Kapital 
schon  in  irgend  einer  Form  gearbeitet  hat.  Wenn  derjenige,  der 


vom 


')  Aufsatz  in  der  Deutschen  juristen-Zeitung,  No.  14  vom  15.  Juli  1906. 
*)  Amt),  sten.  Bericht  der  Sitzung  der  Stadtverordn. -Versammlung 
September  1907,  No.  25,  S.  308—309. 
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früher  an  seinem  Grundstück  Wertsteigerung  erfuhr,  dann  das  Grund- 
stück entsprechend  dieser  mit  Hypotheken  belastete,  das  Geld,  das 
er  auf  Hypotheken  aufnahm,  irgendwie  (zweckmäßig  oder  un- 
zweckmäßig) verwendet  hat,  jedenfalls  es  nicht  mehr  besitzt,  viel- 
leicht, weil  er  mit  ihm  seinen  Kindern  die  Möglichkeit  einer  Selb- 
ständigkeit geschafft,  vielleicht,  weil  es  verloren  gegangen  ist  in 
einer  geschäftlichen  Unternehmung,  wenn  dieser  Mann  nun  von 
dem  längst  verbrauchten  Mehrwert  Steuern  zahlen  soll,  woher  soll 
er  dann  die  Steuern  nehmen?“ 

In  Betracht  kommt  auch  noch  das  Sinken  des  Geldwertes  im 
Verlaufe  der  letzten  Jahrzehnte.  Bei  Grundstücken,  die  lange  Jahre 
im  Besitze  des  jetzigen  Eigentümers  sind,  wäre  infolgedessen  die 
Werterhöhung  zum  Teil  nur  eine  scheinbare,  infolge  der  Verminde- 
rung der  Kaufkraft  des  Geldes  in  Wirklichkeit  nicht  vorhandene. 

§ 13. 

Festsetzung  des  Moments  der  Einführung  der 
Steuer  als  Ausgangspunkt  der  Wertsteigerung. 

Aus  allen  bisher  angeführten  Gründen  setzt  der  hessische  Regie- 
rungsentvvurf  als  Ausgangspunkt  der  Wertsteigerung  das  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  fest.  Zu  demselben  Resultat  ist  man  auch 
in  Cöln,  allerdings  erst  nach  erbitterten  Kämpfen  in  der  Stadt- 
vertretung gelangt.  Es  ist  unschwer  zu  erkennen,  daß  nur  auf 
diese  Weise  das  Prinzip  der  Gerechtigkeit  gewahrt  ist. 

Als  Zeitpunkt,  von  dem  an  ein  Wertzuwachs  zu  rechnen 
ist,  kann  also  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  billigerw^eise 
nur  der  Moment  der  Einführung  der  Steuer  in  Betracht 
kommen.  Es  würde  sich  dann  darum  handeln,  den  Wert  zu  diesem 
Zeitpunkte  festzustellen.  Dies  ist,  seitdem  für  die  Grundsteuer  fast 
überall  als  Grundlage  der  gemeine  W e r t des  Grundstücks  maß- 
gebend ist,  nicht  schwierig.  Es  wäre  nur  eine  möglichst  genaue 
Werttaxe  nötig,  die  durch  eine  einzusetzende  Spezialkommission 
innerhalb  einer  nicht  zu  lang  zu  bemessenden  Frist  vorzunehmen 
wäre.  Erscheint  dem  Besitzer  des  Grundstücks  der  festgesetzte  ge- 
meine Wert  zu  niedrig,  so  könnte  er  Einspruch  erheben  und  die 
Beweise  für  den  Mehrwert  erbringen  (durch  früheren  Kaufvertrag, 
Nachweisung  eines  höheren  als  des  angenommenen  Nutzungs- 
wertes usw.),  die  sich  leicht  nachprüfen  ließen.  Im  allgemeinen 
hätte  auch  der  Grundeigentümer  keinen  Vorteil  davon,  daß  der 
gemeine  Wert  möglichst  hoch  angenommen  wird,  und  daher  auch 
keinen  Grund  dafür.  Denn  wenn  er  auch  bei  einem  späteren  Ver- 
kauf des  Grundstücks  vielleicht  an  Wertzuwachssteuer  sparen  würde, 
so  müßte  er  dafür  während  der  Zeit  des  Besitzes  jährlich  einen 
höheren  Grundsteuerbetrag  zahlen,  da  sich  diese  Steuer  ebenfalls 
nach  dem  gemeinen  Wert  richtet.  Um  spätere  Streitigkeiten  zu 
vermeiden,  wäre  es  praktisch,  daß  der  Gemeinde  das  Recht  erteilt 
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würde,  zu  verlangen,  daß  der  für  die  Zeit  der  Einführung  der 
>X  (Ttzu wachssteuer  ermittelte  gemeine  Wert  des  Grundstücks  in  das 
Gr  mdbuch  eingetragen  würde. 

Daß  die  so  geschaffene  Wertzuwachssteuer  in  der  ersten  Zeit 
für  die  Gemeinde  fast  nichts  einbringt,  schadet  nichts,  da  für  diese 
Ze  t ja  noch  immer  die  (später  abzuschaffende)  Umsatzsteuer  be- 
ste it.  Die  Cölner  Steuerordnung  hat  dementsprechend  als  Grund- 
lage für  die  Berechnung  der  Werterhöhung  den  gemeinen  Wert 
am  1.  April  1905  festgesetzt.  Auch  Brunhuber  findet,  im  Gegensatz 
zu  den  Befürwortern  der  Wertzuwachssteuer  in  der  Berliner  Stadt- 
veiordneten-Versammlung  (besonders  Dr.  Preuß)  die  Einführung 
dei  so  gestalteten  Wertzuwachssteuer  in  Cöln  verdienstlich,  obgleich 
dei  Ertrag  im  Anfänge  minimal  und  die  finanzielle  Bedeutung  der 
Steuer  für  die  erste  Zeit  verschwindend  war. 

Für  die  Ermittelung  des  Wertzuwachses  kommt  also  beim  ersten 
Ve  kauf  nach  Einführung  der  Wertzuwachssteuer  der  (möglichst 
ms  Grundbuch  eingetragene)  gemeine  Wert  des  Grundstücks  zur 
Ze  t der  Einführung,  bei  jedem  folgenden  Verkauf  aber  der  vorher- 
geliende  Verkaufspreis  in  Betracht. 

§ 14. 

Anrechnungen. 

a)  Erwerbskosten. 

Da  zu  dem  Kaufpreise  eines  Grundstücks  auch  die  Kosten 
der  Erwerbung  gehören,  so  ist  es  billig,  diese  dazu  zu  rechnen. 
Dü  s befürworten  sogar  die  Bodenreformer  i).  Zu  den  Kosten  ge- 
höi  eil  vor  allem  der  staatliche  Stempel,  die  Umsatzsteuer,  dann 
Provisionen,  Aktkosten  usw.  Es  wäre  ja  nun  möglich  und  ist 
au(  h in  einigen  Steuerordnungen  festgesetzt,  alle  diese  Kosten  einzeln 
aulzuführen  und  dem  Erwerbspreise  zuzurechnen.  Doch  ist  es  ein- 
facier  und  praktischer,  eine  Pauschalsumme  für  diese  Anrechnungen 
zu  bestimmen,  vvde  dies  ebenfalls  schon  verschiedentlich  geschehen 
ist.  Angemessen  wäre  als  solches  Pauschale  der  Satz  von  5*^/o 
des  Ervv erbspreises,  und  zvv’ar  sowohl  für  bebaute  wie  un- 
bebau-te  Grundstücke.  In  Ausnahmefällen,  in  denen  die 
En /erbskosten  höher  als  5o'o  sind,  wäre  genauer  Nachweis  zuzu- 
lasi.en;  in  diesen  Fällen  wären  dann  die  nachgewiesenen  Kosten 
aniusetzen.  Ferner  sind  anzurechnen  bei  bebauten  Grundstücken 
alh  nachgewiesenen  Ausgaben  für  Um-  und  Neubauten  von  Ge- 
bärden, aber  nur,  soweit  dieselben  nicht  aus  Entschädigungen  auf 
(inind  von  Versicherungsverträgen  bestritten  werden. 

Für  unbebaute  Grundstücke  wären  noch  5o/o  Zinsen 
(ohne  Zinseszinsen)  auf  den  um  obige  5o/o  erhöhten  Erwerbspreis 
von  Tage  des  Erwerbs  bis  zum  Verkaufstage  oder  dem  Tage, 
an  dem  der  Besitzer  die  Bebauung  selbst  beginnt,  hinzuzurechnen. 


T Jahrbuch  der  Bodenreform,  Jena  1906,  Bd.  2,  S.  39. 
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« 

b)  Spesen  im  Baugewerbe. 

Baut  der  Erwerber  der  Baustelle  selbst,  so  sind  beim  Verkauf 
des  Grundstücks  mit  Gebäude  noch  hinzuzurechnen  100/o  der  Summe, 
die  gebildet  wird  aus: 

a)  den  Baukosten  des  Gebäudes, 

b)  dem  Erwerbspreis  der  Baustelle  zuzüglich  der  fünfprozentigen 
Anrechnung, 

c)  den  erwähnten  5<^/o  Zinsen  bis  zu  dem  Tage,  an  dem  der  Bau 
begonnen  hat. 

' Diese  IQo/o  sollen  ein  Ersatz  sein  für  die  Bauzinsen  sowie 

für  die  Ausfälle  an  Mieten  bei  noch  nicht  gleich  vermieteten 

! Wohnungen,  für  Spesen  der  Hypothekenbeschaffung,  Vermittler- 

provision usw.  Nach  Gutachten  von  Sachverständigen  sind  dies 
die  Spesen  im  Baugewerbe,  die  nicht  besteuert  werden  dürfen, 

da  sie  keinen  Gewinn  darstellen.  — In  Berlin  könnte  an  Stelle 
der  Baukosten  der  Betrag  der  Feuerkasse  treten,  da  derselbe  den 
Wert  des  Gebäudes  feststellt. 

Ein  Beispiel  möge  die  vorhergehenden  Vorschläge  erläutern. 
Jemand  kauft  am  1.  Januar  1909  eine  Baustelle  zum  Preise  von 
90  000  Mk.  Am  1.  April  1910  beginnt  er,  diese  Baustelle  für  eigene 
Rechnung  zu  bebauen.  Die  Baukosten  mögen  150000  Mk.  be- 
* tragen.  Der  bei  einem  Verkauf  des  Grundstücks  für  die  Berechnung 
des  Wertzuwachses  in  Betracht  kommende  ursprüngliche  Wert  stellt 
sich  dann  folgendermaßen: 

Kaufpreis  der  Baustelle 90  000  Mk. 

5 % Erwerbskosten 4 500  » 94  500,—  Mk. 

Zinsen  von  94  500  Mk.  1.1.09—1-4.10.  . . ^5  906,25  „ 

Baukosten 150  000,—  » 

250  406,25  „ 

10  ^/„  Spesen  auf  250  406,25  Mk 25  040,60  » 

275  446,85  „ 


Wird  dann  das  Haus  für  300  000  Mk.  verkauft,  so  wäre  der 
Wertzuwachs  300  000  abzüglich  275  446,85  = 24  553,15  Mk.  Obige 
Berechnung  könnte  auch  in  eine  Formel  gebracht  werden.  Bezeichnet 
a den  Kaufpreis  der  Baustelle,  b die  Zeit  bis  zum  Beginn  des 
Baues  in  Jahren,  c die  Baukosten,  so  wäre  der  in  Betracht  kommende 
ursprüngliche  Wert 
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In  dem  Falle  des  Beispiels  wäre  dann  einzusetzen: 

fl  = 90  000,  h = A . f.  ^ 150  000. 
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c)  Ausgefallene  Hypotheken. 

Es  ist  auch  angezeigt  und  in  der  Ordnung,  ausgefallene  Hypo- 
theken ies  Verkäufers  anzurechnen,  da  der  Kaufpreis  des  Grund- 
stücks im  den  Betrag  dieser  Hypotheken  höher  war  und  dem 
bisherigen  Eigentümer  nicht  zugemutet  werden  kann  und  darf,  von 
einem  \ erluste  noch  Steuern  zu  zahlen.  Es  ist  daher  (wie  in  bereits 
bestehenden  Steuerordnungen)  zu  bestimmen,  daß  dem  Erwerbs- 
preise 1;  inzuzurechnen  ist  der  Betrag,  den  der  bisherige  Eigentümer 
bei  der  früheren  Erstehung  des  Grundstücks  im  Zwangsversteige- 
rüngsve  rf ahren  als  ausgefallene  Forderung  verloren  hat,  eoenso 
50/0  Zinsen  davon,  vom  Tage  des  Erwerbs  l)is  zum  Verkaufs- 

tage  g€  rechnet. 

§ 15. 

Bfcrcihnung  bei  Veräußerung  von  Teilen  zusammenhängender 

Grundstücke. 

Die  Cölner  Steuerordnung  bestimmt  ferner:  „Werden  Teile  eines 
örtlich  und  wirtschaftlich  zusammenhängenden  Grundbesitzes  durch 
verschiedene  Veräußerungsgeschäfte  desselben  Veräußerers  oder 
dessen  Erben  veräußert,  so  ist  von  dem  Wertzuwachs  des  einen 
Teils  der  etwaige  Wertverlust  in  Abzug  zu  bringen,  der  durch, 
die  Veräußerung  des  anderen  Teils  entstanden  ist.  Voraussetzung 
ist  hierlrei,  daß  die  verlustbringende  Veräußerung  gleichzeitig  oder 
innerha:b  eines  vorhergegangenen  dreijährigen  Zeitraumes  erfolgt.'^ 
Es  ist  aber  aus  Gründen  nicht  nur  der  Zweckmäßigkeit,  sondern 
auch  d'*r  Gerechtigkeit  zu  befürw^orten,  daß  eine  Wertzuwachs- 
steuer erst  dann  erhoben  wird,  wenn  bei  Veräußerung  von  Teilen 
eines  ö-tlich  und  wirtschaftlich  zusammenhängenden  Grundbesitzes 
mindeslens  3/4  des  Ganzen  verkauft  sind.  Als  Wert  des  verbleibenden 
Restgni  ndstückes  ist  der  Erwerbspreis  dieses  Teils  zuzüglich  Er- 
werbskosten und  Verzinsung  anzusehen.  Bei  der  späteren  Ver- 
äußern r g des  Restes  ist  der  Berechnung  der  Wertsteigerung  der 
so  erm  ttelte  Wert  zuzüglich  Zinsen  zugrunde  zu  legen. 

Entsteht  beim  Verkauf  des  Restes  innerhalb  von  drei  Jahren 
ein  Verlust,  so  ist  es  billig,  den  entsprechenden  Teil  der  gezahlten 
Wertzu  vachssteuer  zurückzuvergüten  (d.  h.  denselben  Prozentsatz 
vom  Verlust,  der  als  Steuer  vom  Gewinn  erhoben  worden  ist), 
eventuell  unter  Abzug  eines  gewissen  Spesensatzes.  Denn  es 
leuchtet  wohl  ein,  daß  es  dem  Grundsätze  der  „gerechten  Steuer  , 
der  hie-  unbedingt  festgehalten  werden  soll,  aufs  schärfste  wider- 
spreche! würde,  den  Gewinn  bei  einzelnen  Teilverkäufen  zu  be- 
steuern dagegen  einen  Verlust  bei  anderen  Teib  erkäufen  desselben 

Obiekts  unberücksichtigt  zu  lassen. 

Aich  hier  wird  ein  Beispiel  die  vorstehenden  Austuhrungen 

am  deitlichsten  illustrieren.  Jemand  kauft  am  1.  Januar  1909  ein 
Grunds  :ück  in  der  Größe  von  300  Ar  ä 300  lV\k.,  es  kostet  ihn 
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also  90  000  Mk.  Davon  verkauft  er  am  1.  Januar  1911  150  Ar 
ä 400  Mk.,  am  1.  Juli  1911  noch  90  Ar  ä 450  Mk.  Da  somit  am 
1.  Juli  1911  240  Ar,  d.  h.  mehr  als  3/4  von  300  Ar  verkauft  sind, 
so  erfolgt  nun  die  Veranlagung  zur  Wertzuwachssteuer.  Die  Be- 
rechnung stellt  sich  folgendermaßen: 

Verkauft  sind  240  Ar,  der  Rest  ist  also  60  Ar.  300  Ar  haben 
zuzüglich  5«,o  Erwerbskosten  94  500  Mk.  gekostet,  demnach  60  Ar 
18  900  Mk.  Dazu  kommt  eine  fünfprozentige  Verzinsung  vom 
1.  Januar  1909  bis  1.  Juli  1911  -=  2362,50  Mk.,  so  daß  das  Rest- 
grundstück von  60  Ar  einen  Wert  von  21  262,50  AMc.  hat. 

Der  Wertzuwachs  für  die  verkauften  240  Ar  wird  wie  folgt 
berechnet: 

Kauf  300  Ar  ä 300  Mk.  ==  90  000  Mk. 

5°/o  Erwerbskosten  — 4 500  .<  94  500,—  Mk. 

5%  Zinsen  1.1.09 — 1.1.11  (1.  Verk.)  9450,—  » 

5 Zinsen  für  den  Rest  von  34  500  Mk. 

(da  150  Ar  ä 400  Mk.  = 60  000  Mk.  ver- 
kauft sind  und  keine  Zinseszinsen  zu 
rechnen  sind)  1.1.11 — 1.7.11  . . 862,50  » 

Früherer  Erwerbspreis  also  104  812,50  « 

Dagegen  Verkauf  am  1.1.11  150  Ar  ä 400=  ....  60000,  Mk. 

„ „ 1. 7.  11  90  » ä 450  = . . . . 40  500,—  , 

Wert  des  Restes  . 60  « = . . . . 21 262,50  « 

121  762,5a  Mk. 

Daher  Wertzuwachs  121  762,50 — 104 812,50  = 16 950  Mk. 

Wird  dann  das  Restgrundstück  am  1.  Juli  1912  verkauft  und 
ein  Verkaufspreis  von  400  Mk.  pro  Ar  erzielt,  also  24  000  Mk., 
so  gilt  für  diesen  Verkauf  als  Wertsteigerung  die  Differenz  zwischen 
24  000  Mk.  und  dem  Wert  des  Restgrundstückes  zuzüglich  Zinsen 
(21  262,50  50/0  für  1 Jahr)  = 22  325,60  Mk.,  der  Wertzuwachs 

für  den  Rest  beträgt  also  1674,40  Mk. 

Wird  dagegen  das  Restgrundstück  am  1.  Juli  1912  mit  300  Mk. 
pro  Ar  verkauft,  also  zu  18  000  Mk.,  so  hat  'der  Besitzer  bei 
diesem  Verkauf  einen  Verlust  von  4325,60  Mk.  Es  ist  ihm  daher 
ein  Teil  der  früher  gezahlten  Wertzuwachssteuer,  aber  natürlich 
nicht  der  ganze  Verlust  zurückzuvergüten. 

§ 16- 

Freilassungen. 

Nur  gerecht  ist  es,  einen  Teil  der  Wertsteigerung  von 
I der  Steuer  ganz  frei  zu  lassen,  wie  dies  wohl  in  allen  Steuer- 

ordnungen geschehen  ist,  schon  um  für  einen  möglichen  Wert- 
verlust ein  Aequivalent  zu  schaffen  (Risikoprämie  des  Eigentümers 
j für  eventuellen  Preisrückgang).  Doch  ist  es  in  Anbetracht  der  im 

f vorigen  festgesetzten,  ziemlich  erschöpfenden  Anrechnungen  nicht 

I notwendig,  dies  noch  in  erheblichem  Maße  zu  tun.  Es  empfiehlt 
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sich  ab(r  nicht  eine  gleichmäßige  prozentuale  Frei-  i 

1 a s s u r g , wie  solche  in  allen  bisherigen  Steuerordnungen  fest-  | 

gesetzt  wird,  da  dies  praktisch  eine  Bevorzugung  der  großen  Ob- 
jekte be deutet,  sondern  eine  degressive  Abstufung,  die  sich 
nach  der  Höhe  des  Objekts  zu  richten  hätte.  Vorzuschlagen  wären  h 

dafür  htlgende  Anordnungen: 

Ganz  frei  von  der  Wertzuwachssteuer  bleibt  in  jedem  Falle: 


bei  einem  Objekt  mit  dem  Verkaufspreise 


bis  zu  150  000  Mk. 
über  150  000  „ 

bis 

300  000  Mk. 

ein  Betrag 

n ti 

von 

tt 

^ 0 ,^ 

4 0/ 
^ 0 

„ 300  000  „ 

600  000  „ 

tt 

ft 

ft 
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des  um  die  festgesetzten  Anrechnungen  erhöhten  Erwerbspreises. 

Un  Mißverständnissen  vorzubeugen,  sei  nochmals  betont,  daß 
die  Steuer  nur  von  dem  Wertzuwachs  berechnet  werden  soll,  der 
über  den  freigelassenen  Betrag  hinausgeht. 

Dagegen  kann  eine  andere  Freilassung,  die  neben  anderen 
Steuero  ^dnungen  auch  der  hessische  Gesetzentwurf  bestimmt,  nicht 
befürwortet  werden.  Es  ist  nicht  richtig,  von  der  Wertzuwachs- 
steuer luszuschließen  die  Wertsteigerung,  die  ein  Grundstück  da- 
durch (rfahren  hat,  daß  auf  demselben  Steine,  Erze,  Kohlen  oder 
Quellen  gefunden  sind.  Die  Besteuerung  dieses  Zuwachses,  der 
sich  ja  oft  ganz  ohne  Mühe  des  Besitzers  einstellt,  erscheint  im 
Gegenteil  durchaus  geboten.  Natürlich  wären  die  zur  Förderung 
dieser  fodenschätze  etwa  gemachten  Aufwendungen  (wie  Bohrungen, 
Anlage  von  Gruben,  Schächten  usw.)  genau  so  anzurechnen  wie 
die  En /erbskosten  oder  die  Baukosten,  sie  wären  also  dem  Er- 
werbsp  eise  zuzuschlagen. 


§ 17. 

Steuersätze. 

a)  Un  Ingemessenheit  einer  vollen  oder  fast  gänz- 
lichen Wegsteuerung. 

Zu  betrachten  wären  nun  die  Steuersätze.  Man  wird  nach  den 
bisher  mtwickelten  Grundsätzen  nicht  erwarten  können,  daß  einer 
vollen  Wegsteuerung  des  Wertzuwachses  (also  einem  Steuersätze 
von  10)o/o),  wie  sie  das  Ideal  der  Bodenreformer  bildet,  das  Wort 
geredet  werden  soll.  Denn  abgesehen  davon,  daß  dies  eine  wirk- 
liche Vermögenskonfiskation  bedeuten  würde,  wäre  auch  eine  der- 
artige Maßnahme,  die  in  der  Tat  jede  Spekulation  unmöglich  machen 
würde,  eine  unübersehbare  wirtschaftliche  Schädigung,  die  viele  nütz- 
liche Ul  d notwendige  Gewerbe,  so  besonders  alle  zum  Bauhandwerk 
gehörigen  wie  die  Gewerbe  der  Schlosser,  Klempner,  Tischler  usw.. 
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ferner  große  Industrien  wie  die  Eisenindustrie,  die  Ziegelbrennerei 
u.  a.  m.  zum  großen  Teil  vernichten  würde. 

Allerdings  würden,  wie  dies  ja  die  Bodenreformer  wünschen, 
Mietssteigerungen  bei  bebauten  Grundstücken  so  gut  wie  ganz 
unterbleiben,  da  der  Besitzer  daran  kaum  ein  Interesse  hätte.  Denn 
er  würde  zwar  durch  Mietssteigerungen  den  Ertrag  des  Grund- 
stücks erhöhen ; wenn  er  aber  dann  im  Laufe  der  Zeit  durch  Um- 
stände, die  sich  nicht  vorhersehen  lassen,  genötigt  wäre  oder  den 
Wunsch  hätte,  das  Grundstück  zu  verkaufen,  so  müßte  er  ein 
Vielfaches  der  Ertragserhöliung  als  Wertzuwachs- 
steuer zahlen.  Angenommen,  es  wäre  ihm  möglich  gewesen, 
die  Mieten  um  500  Mk‘.  für  das  Jahr  zu  erhöhen,  so  erführe  das 
Haus  dadurch  eine  Werterhöhung  um  ca.  10  000  Mk.  Würde  der 
Eigentümer  nun  das  Haus  nach  5 Jahren  verkaufen,  so  hätte  er 
während  der  5 Jahre  zwar  eine  vermehrte  Einnahme  von  im  ganzen 
2500  Mk.  gehabt,  müßte  aber  dafür  eine  Wertzuwachsstcuer  von 
10  000  Mk.  bezahlen. 

Doch  würde  das  Unterbleiben  von  Mietssteigerungen  nur  ein 
scheinbares  sein.  Denn  der  Eigentümer  würde,  statt  Erhöhungen 
der  Mieten  vorzunehmen,  voraussichtlich  mit  Erfolg  Mittel  finden, 
sein  Einkommen  aus  dem  Grundstück  auf  andere  Weise  zu  er- 
höhen, und  zwar  meistens  auf  Kosten  der  guten  Beschaffenheit 
des  Grundstücks.  Er  würde  nämlich  entweder  größere  Reparaturen 
der  Wohnungen  nicht  vornehmen.  Dann  würden  statt  höherer  Miets- 
preise für  gut  instand  gehaltene  Räume  dieselben  Preise  für 
schlechtere  Räume  gefordert  und  erzielt  werden  (letzteres  auch 
schon,  weil  der  Neubau  von  Wohnhäusern  bei  dem  Fehlen  eines 
Anreizes  fast  ganz  aufhören  würde).  Oder  er  würde  die  Kosten 
der  Ausbesserungen  durch  besondere  Abmachungen  den  Mietern 
aufbürden,  die  gezwungen  wären,  sie  zu  zahlen,  weil  sie  nirgends 
besser  erhaltene  Wohnungen  bekämen.  Auch  wären  Umgehungen 
mit  Leichtigkeit  möglich,  indem  der  Besitzer  statt  höherer  Miete 
unter  dem  Namen  Provision  oder  Vermittlungsgebühr  eine  einmalige 
Extra-Abgabe  verlangen  könnte,  die  im  Effekt  dasselbe  wie  eine 
Mietssteigerung  bewirken  würde,  nämlich  eine  Ertragsvermehrung, 
die  aber  kaum  nachweisbar  wäre.  Ferner  würden  wirtschaftliche 
Verbesserungen  der  Grundstücke  im  allgemeinen  nicht  vorgenommen 
werden;  jeder  Fortschritt  wäre  unterbunden.  Hierdurch  würde  aber 
einem  Verfalle  wirtschaftlicher  Werte  Vorschub  geleistet  werden. 

Finanziell  würde  natürlich  eine  solche  Steuer  auch  völlig  wert- 
los sein,  weil  Wertsteigerungen,  wie  ausgeführt,  fast  gar  nicht 
mehr  vorkämen.  Aber  auch  der  Vorschlag  Adolf  Wagners,  80  bis 
900;o  Steuer  zu  erheben,  also  dem  Grundeigentümer  nur  10  bis  20"  o 
des  Gewinnes  zu  lassen,  kann  ernstlich  nicht  in  Erwägung  ge- 
zogen werden,  da  eine  derartige  Steuerhöhe  dieselben  eben  ge- 
I schilderten  Folgen  haben  würde. 
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b)  Erfordernis  höherer  Steuersätze  als  in  den 
bisherigen  Steuer-Ordnungen  und  Entwürfen. 

I umerhin  ist  es  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Wertzuwachs- 
steuet  eine  andere  bestehende  Steuer  ablösen  soll,  empfehlenswert 
und  j geboten,  die  Sätze  weit  höher  zu  normieren,  als  sie  bisher 
in  di:n  Steuer-Ordnungen  und  Entwürfen  (mit  Ausnahme  von 
Käaut  .chou)  festgesetzt  sind.  Nur  dann  ist  es  möglich,  daß  die 
Wertzuwachssteuer  allmählich  dasselbe  Erträgnis,  mit  der  Zeit  sogar 
aller  X^ahrscheinlichkeit  nach  erheblich  mehr  ergeben  wird,  als  die 
jetzig!!  Umsatzsteuer. 


c)  Steuerskala. 


\ orzuschlagen  wäre  daher  folgende  Skala; 


Die  Steuer  beträgt: 

20  der  Wertsteigerung,  wenn  diese  10  % oder  vt'eniger  als  10  % 
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ies  früheren  Erwerbspreises  zuzüglich  der  Anrechnungen  beträgt. 


E s wird  wohl  niemand  behaupten  wollen,  daß  diese  Sätze 
geeignet  sind,  vom  Grundstückshandel  abzuschrecken.  Denn  je 
größe-  der  Gewinn  ist,  desto  mehr  ist  der  glückliche  Besitzer  in 
der  Lage,  einen  Teil  davon  zum  Besten  der  Allgemeinheit  abzu- 
geben besonders  wenn  die  Zahlung  der  Steuer  in  so  milder  und 
leichter  Form  zu  leisten  ist,  wie  das  weiterhin  vorgeschlagen 
werden  soll. 


§ 18. 

Beispiele,  besonders  aus  dem  Berliner  Grundstficksverkehr. 

L a Zahlen  immer  die  deutlichste  Sprache  reden,  soll  auch 
hier  (in  Beispiel  angeführt  werden.  Ein  Terrain  kostet  100  000 
Mark,  dasselbe  wird  nach  5 Jahren  zu  270  000  Mk.  verkauft.  Der 
Steuer aflichtige  Wertzuwachs  würde  sich  folgendermaßen  stellen: 

Kaufpreis 100  000  Mk. 

I % Erwerbsunkosten  . . . . ^ 5 000  » 105  000  Mk. 

I I % Zinsen  von  105  000  Mk.  für  5 Jahre  ....  26  250  « 
l'rei  bleibt  ein  Gewinn  von  4%  von  131  250  Mk.  (da 

Verkaufspreis  zwischen  150  000  und  300  000  Aik.)  5 250  » 

136  500  Mk. 

! iteuerpflichtiger  Wertzuw'achs  also  270  000  abzüglich  136  500  = 

33  500  Mk.  Der  Wertzuwachs  beträgt,  bezogen  auf  den  Ankauf 
; uzüglich  Anrechnungen  von  131  250  Mk.,  über  100%,  die  Steuer 
daher  40  % von  133  500  = 53  400  Mk. 

Ler  Verkäufer  hätte  dann  in  5 Jahren  einen  Reingewinn  von 
5250  - 80  100  ^ 85  350  Mk.  erzielt.  Es  soll  natürlich  mit  diesem 
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Beispiele  nicht  gesagt  werden,  daß  solche  Gewinne  oft  Vorkommen 
oder  gar  die  Regel  bilden.  Aber  möglich  sind  sie  immerhin,  und 
ähnliche  Wertsteigerungen  finden  sich  auch  in  den  sehr  inter- 
essanten Beispielen  des  Berliner  Magistrats  von  Verkäufen  Berliner 
Grundstücke  ^),  die  deshalb  hierher  gesetzt  seien,  weil  sie  sich, 
da  sie  auf  realen  Unterlagen  beruhen,  sehr  wohl  für  diese  Betrach- 
tungen eignen.  Die  zu  zahlende  Wertzuwachssteuer  sei  dabei  unter 
dem  Gesichtspunkte  und  in  der  Annahme  berechnet,  daß  die  Wert- 
zuwachssteuer-Ordnung bereits  bei  den  früheren  Verkäufen  in 
Kraft  war. 

1.  Monumentenstrasse—  unbebaut. 

Erworben  am  19.  Januar  1906  für  67  045  Mk., 
verkauft  am  3.  Oktober  1906  für  96  195  Mk. 

Erwerbspreis 67  045  Mk. 

Erwerbskosten  5%  (rund) 3 352  „ 70  397  Mk. 

Zinsen  5°  „.  19. 1.  bis  3. 10.  06  von  70397  ca.  SVjMon.  2 493  ,, 

Frei  bleiben  5%  von  70  397  4-  2493  = 72  890  (da  unter  150  000)  3 645  ,. 

76  535  Mk. 

Steuerpflichtiger  Wertzuwachs  96  195  — 76  535  = 19660  .Mk. 
also  zwischen  25  und  40“/o  von  72  890  Mk. 

Steuer  30%  von  19  660  = 5 898  Mk 


2.  Jägerstrasse  — bebaut. 

Erworben  am  1.  Juli  1905  für  1200  000  Mk., 
verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  1 200  000  Mk. 

Da  hier  der  Verkaufspreis  nicht  höher  als  der  Erwerbspreis  ist,  so  ist 
ein  steuerpflichtiger  Wertzuwachs  nicht  vorhanden. 


3.  Leipzigerstrasse  — bebaut. 

Erworben  am  1.  Juli  1893  für  820  000  Mk., 
verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  1 200  000  Mk. 

Erwerbspreis 820  000  Mk. 

Erwerbskosten  5% 41 000  ,,  861 000  Mk. 

Frei  bleiben  lVa%  von  861000  (da  Verkaufspreis  über  lüÖÜÖÖü)  12  915  „ 

873  915  Mk. 

Steuerpflichtiger  Wertzuwachs  1 200  000  — 873  915  = 326  085  Mk. 
also  zwischen  25  und  40"/o  von  861  000  Mk. 

Steuer  30%  von  326  085  = 97  825  Mk. 


4.  Krausenstrasse  — bebaut. 

Erworben  am  1.  Januar  1898  für  345  000  Mk., 
verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  400  000  „ 

Erwerbspreis 345  000  Mk. 

Erwerbskosten  5% 17  250  „ 362  250  Mk. 

Frei  bleiben  3%  von  362  260  Mk.  (da  Verkaufs- 
preis zwischen  300  000  und  600  000  Mk.)  . . 10  867  ,, 

373  117  .Mk. 

Steuerpflichtiger  Wertzuwachs  400  000  — 373  117  = 26  883  Mk. 
also  unter  10%  von  362  250  Mk. 

Steuer  20%  von  26  883  = 5 376  Mk. 


M .Anl.  zu  der  Wertzuwachssteuer-Vorlage  vom  10.  Oktober  190ö. 
Prot.  VI,  S.  104—05. 
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5.  Friesenstrasse  — bebaut. 


Erworben  am  1.  April  1889  für  250  000  Mk., 
verkauft  a n 1.  Oktober  1906  für  266  500  Mk. 

Erwcrbsoreis 250  000  Mk. 

EiAverbskosten  50/0 12  500  „ 262  500  Mk. 

Frei  bleil  en  4%  von  262  500  Mk.  (da  Verkaufs- 

prt  is  zwischen  150  000  und  300  000  Mk.)  . 10  oOO  ,, 

273  000  Mk. 


Hirr  ist  also  kein  steuerpflichtiger  Wertzuwachs  vorhanden. 


6.  Beuthstrasse  — bebaut. 


Erworben  am  1.  Dezember  1897  für  820  000  Mk., 
verkauft  ;.m  1.  Oktober  1906  für  900  000  Mk. 

Erwerbspreis 820  000  Mk. 

Erwerbskosten  5°  o 41  000  861 000  Mk. 

Frei  bleiaen  2%  von  861000  Mk.  (da  Verkaufs- 

pr  ns  zwischen  600  000  und  1 000  000  Mk.)  . 17  2...0  ,, 

878  220  Mk. 


Steuerpflichtiger  Wertzuwachs  900  000  — 878  220  — 21  780  Mk. 
also  unter  lO^/o  von  861000  Mk. 

Steuer  2(  % von  21  780  — ■ 4356  Mk. 


7.  An  der  Bartholomäuskirche  — bebaut. 


Erworben  am  1.  Oktober  1897  für  180  OUO  Mk., 
verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  190  000  Mk. 

Erwerbspreis 180  OuO  Mk. 

Erwerbskosten  o^/q 9 000  ,,  189  000  Mk. 

Frei  ble  ben  4%  von  189  000  Mk.  (da  Verkaufs- 

pi  eis  zwischen  150  000  und  300  000  Mk.) . . * " 

196  560  Mk. 


Flier  ist  also  kein  steuerpflichtiger  Wertzuwachs  vorhanden. 


8.  Turinerstrasse  — unbebaut. 

Erworbe  1 am  9.  Juli  1906  für  91  100  Mk., 

verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  91 100  Mk.  • . • , , 

E a hier  nicht  einmal  die  Erwerbskosten  verdient  sind,  so  ist  ein  steuer- 
pflichtig ir  Wertzuwachs  nicht  vorhanden. 


9.  Alte  Jacobstrasse  — bebaut. 

Erworbf  n am  1.  April  1874  für  220  500  Mk.,  ^ , r-  i äai 

hinzu  e’ worben  am  13.  März  1884  228  qm  des  Grünen  Grabens  für  14  700  Mk.; 

verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  267  000  Mk. 

Erwerbspreis  . 220  500  + 14  700  = 23o  200  Mk. 
ir^eSsten  50/„ H 760  „ 246  960  Mk. 

Frei  bl'iben  40/0  von  246  960  Mk.  (da  Verkaufs- 

r reis  zwischen  150  000  und  300  000  Mk.)  . 9 878 

256  838  Mk. 

Steuerp Nichtiger  Wertzuwachs  267  000  - 256  838  = 10162  Mk. 
also  un  er  lO^/o  von  246  960  Mk. 

Steuer  :'0«/o  von  10  162  = 2 032  Mk. 
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10.  Brunnenstrasse  — bebaut. 

Erworben  am  14.  Februar  1891  für  210  000  Mk., 

Feuerkassenwert  durch  Ausbauten  erhöht  um  9600  Mk.; 
verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  240  000  Mk. 

Erwerbspreis  . 210  000  -f  9 600  = 219  600  Mk. 

Erwerbskoslen  5% . 10  980  ,,  2.30  580  .Mk. 

Frei  bleiben  4%  von  230  580  Mk.  (da  Verkaufs- 
preis zwischen  150  000  und  300  000  Mk.)  . . 9 223  Mk. 


Steuerpflichtiger  Wertzuwachs  240  000  — 239  803  = 197  Mk. 
also  unter  10°/o  von  230  580  Mk. 

Steuer  20“/o  von  197  = 39  Mk. 

11.  Paulstrasse  — bebaut. 

Erworben  am  2.  Januar  1902  für  422  000  Mk. 
verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  462  500  Mk. 

Erwerbspreis 422  000  Mk. 

Erwerbskosten  5*^ 21  100 

Frei  bleiben  3 0/0  von  443  100  Mk.  (da  Verkaufs- 


239  803  Mk. 


443  100  Mk. 


13  293  Mk. 


456  393 


preis  zwisctien  300  OüO  und  600  000  Mk.) 

Steuerpflichtiger  Wertzuwachs  462  500  — 456  393  = 6107  Mk. 
also  unter  10%  von  443  100  Mk. 

Steuer  20“ von  6 107  = 1 221  Mk. 

12.  Frankfurter-Allee  — bebaut. 

Erworben  am  1.  Juli  1903  für  412  500  Mk., 
verkauft  am  1.  Oktober  1906  für  425  000  Mk. 

Da  der  Erwerbspreis  (412  500)  zuzüglich  Erwerbskostp  5%  (20  625) 
den  Verkaufspreis  übersteigt,  so  ist  ein  steuerpflichtiger  Wertzuwachs  hier 
nicht  vorhanden. 

§ 19. 

Unterschied  zwischen  bebauten  und  unbebauten  Grundstücken. 

Ein  sehr  wesentlicher  Unterschied  besteht  zwischen  bebauten 
und  unbebauten  Grundstücken.  Während  bei  bebauten  Grund- 
stücken längerer  oder  noch  besser  dauernder  Besitz  vom 
Standpunkte  gesunder  wirtschaftlicher  Entwicklung  einem  häufigen 
Besitzwechsel  vorzuziehen  ist,  schon  deshalb,  weil  jeder  gewinn- 
reiche  Verkauf  indirekt  die  Wohnungsmieten  steigert,  was  im 
sozialen  Interesse  möglichst  zu  verhüten  ist,  bedeutet  langes 
Liegenlassen  von  Bauland,  das  landwirtschaftlich  entweder 
gar  nicht  oder  nicht  rationell  benutzt  wird,  einen  Verlust  für 
die  Volkswirtschaft.  Daher  wird  es  empfehlenswert  sein, 
bei  bebauten  Grundstücken  langes  Behalten  möglichst  zu  fördern. 
Diesem  Zwecke  würde  eine  Ermäßigung  der  Wertzuwachssteuer 
dienen,  die  um  so  größer  sein  müßte,  je  länger  die  Häuser  in 
demselben  Besitze  bleiben.  Der  Nachlaß  auf  den  nach  den  früher 
bestimmten  Steuersätzen  berechneten  Steuerbetrag  wäre  vorzu- 
schlagen mit 

20  0 hei  Besitz  über  10  bis  einschl.  20  Jahre  (Steuer  also  nur  80%) 
25% 20  ..  30  „ ( 
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Liagegen  ist  ein  sehr  rascher  Spekulationsumsatz  von  Häusern 
volks^  .'irtschaftlich  schädlich  und  deshalb  nacli  Möglichkeit  einzu- 
dämmen. Es  wäre  also  nur  gerecht,  hier  einen  Zuschlag  zum 
f estge  ;etzten  Steuerbetrag  anzuordnen.  Derselbe  wäre  auf  lO^/o  fest- 
zusetzen, wenn  ein  Haus  nach  weniger  als  2 Jahren,  vom  letzten 
Verkaif  an  gerechnet,  mit  steuerpflichtigem  Gewinn  verkauft  wird. 

Eei  unbebauten  Grundstücken,  worunter  solche  zu 
gelten  haben,  die  zur  Zeit  des  Eigentumswechsels  überhaupt  nicht 
oder  lur  mit  Schuppen,  Baracken  und  ähnlichen,  der  einstweiligen 
Benutzung  oder  anderen  vorübergehenden  Zwecken  dienenden  Bau- 
lichke  ten  bebaut  sind,  liegt,  wie  schon  ausgeführt  ist,  kein  An- 
laß ^or,  längeren  Besitz  durch  Steuerermäßigungen 
zu  begünstigen.  Im  Gegenteil,  man  könnte  hier  aus  den  oben 
angefihrten  Gründen  an  Steuerzuschläge  denken.  Doch  erübrigen 
sich  ;olche  in  Anbetracht  der  Höhe  der  vorgeschlagenen  allge- 
meinen Steuersätze. 

§ 20. 

Aufhebung  der  Umsatzsteuer. 

a)  Uebergangszeit. 

Eine  sofortige  Aufhebung  der  m s a t z s t e u e r bei 
Einfü  irung  der  Wertzuwachssteuer  wäre  natürlich  nicht  mög- 
lich da  die  Wertzuwachssteuer  in  der  vorgeschlagenen  Gestalt, 
nämli:h  infolge  der  Bestimmung,  daß  die  Weidsteigerung  erst  vom 
Momente  des  Inkrafttretens  der  Wertzuwachssteuer-Ordnung  an  be- 
ginnt. in  der  ersten  Zeit,  wie  bereits  dargelegt,  nicht  viel  ein- 
bring m wird,  und  die  Gemeinden  den  bisher  bezogenen  Ertrag 
der  Umsatzsteuer  nicht  entbehren  können.  Damit  also  bis  zum 
Eintritt  einer  steuerlich  genügenden  Wertsteigerung  kein  Ausfall 
für  dis  Gemeinde  entsteht,  ist  die  zu  erstrebende  und  durchzuführende 
Aufhebung  der  Umsatzsteuer  nur  allmählich  zu  be- 
werkstelligen. Es  ist  daher  zu  bestimmen,  daß  vom  Tage  der 
Einfü  irung  der  Wertzuwachssteuer  an  der  Betrag  der  zu  zahlenden 
Wert:  uwachssteuer  auf  die  Umsatzsteuer  in  Anrechnung  gebracht, 
daß  Hso  die  Umsatzsteuer  nur  insoweit  erhoben  wird, 

alssiedieWertzuwachssteuerüber  steigt.  In  den  ersten 

Jahrei,  solange  die  Wertzuwachssteuer  noch  nicht  höher  als  die 
UmsGzsteuer  ist,  werden  dann  Wertzuwachssteuer  und  Umsatz- 
steue  zusammen  nur  denselben  Betrag  ergeben,  wie  bisher  die 
Umsftzsteuer  allein.  Die  Sache  wird  sich  aber  allmählich  ändern. 

b)  Beseitigung  der  Umsatzsteuer  nach  10  Jahren. 

Bei  dem  ständigen  rapiden  Anwachsen  der  Bevölkerung  und 
der  hierdurch  bedingten  vermehrten  Nachfrage  nach  Wohnungen 
ersch  ünt  ein  Zeitraum  von  10  Jahren  hierfür  als  ausreichend.  In 
den  letzten  dieser  10  Jahre  wird  die  Wertzuwachssteuer  soviel  mehr 
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einbringen  als  früher  die  Umsatzsteuer,  kiaß  die  Gemeinde  auf 
die  Umsatzsteuer  auch  bei  denjenigen  Grundstücken  verzichten  kann, 
I bei  denen  keine  Werterhöhung  eingetreten,  also  auch  keine  Wert- 

zuwachssteuer zu  zahlen  ist.  Daher  ist  in  die  Wertzuwachssteuer- 
Ordnung  die  weitere,  später  nicht  aufhebbare  Bestimmung 
I aufzunehmen,  daß  die  Erhebung  einer  Umsatzsteuer 

10  Jahre  nach  Einführung  der  Wertzuwachssteuer 
eingestellt  und  nur  noch  die  Wertzuwachssteuer  erhoben 
werd^en  soll.  Damit  ist  dann  das  erstrebte  Ziel  erreicht  und  die 
ungerechte  Steuer  durch  eine  gerechte  ersetzt. 

Sollten  übrigens  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die  Wertzu- 
wachssteuer nach  Ablauf  von  10  Jahren  ebensoviel  bringen  wird 
als  bisher  Umsatz-  und  Wertzuwachssteuer  zusammen,  so  wäre 
es  der  Erwägung  wert,  ob  man  vielleicht  die  Bestimmung  treffen 
will,  daß  in  den  vorhergehenden  Jahren  das  die  Umsatzsteuer  über- 
steigende Erträgnis  der  Wertzuwachssteuer  einem  Reservefonds 
überwüesen  und  zur  Deckung  etwaiger  Mindererträge  im  elften  und 
in  den  folgenden  Jahren  verwendet  werden  soll. 

§ 21. 

Zahlungspflicht  des  Verkäufers. 

Da  der  Grundgedanke  der  Steuer  der  ist,  der  Allgemeinheit 
einen  Teil  des  erzielten  Gewinnes  zuzuführen,  so  ist  es  einleuch- 
tend, daß  der  Verkäufer,  und  zwar  nur  dieser,  zur  Zahlung 
der  Wertzuwachs  steil  er  zu  verpflichten  ist.  Jede 
Haftbarmachung  des  Käufers  wäre  ungerecht  und  dem  Sinne  der 
Steuer  widersprechend. 

§ 22. 

Abwälzungsfrage. 

Es  wird  nun  von  einigen  Seiten  behauptet,  daß  auch  diese 
Steuer  auf  den  Käufer  abgewälzt  werden  könnte,  daß  sie  also 
wieder  nicht  denjenigen  belasten  würde,  den  sie  treffen  soll.  Dieser 
Behauptung  ist  aber  entgegenzuhalten,  daß  sich  eine  derartig  variable 
Steuer  wie  die  Wertzuwachssteuer,  bei  der  so  viele  Umstände  in 
Betracht  kommen,  sehr  viel  schwerer  abwälzen  läßt  als  andere  von 
vornherein  ihrem  Betrage  nach  feststehende  Steuern.  Dazu  kommt 
noch  die  Tatsache,  daß  auch  bisher  schon,  ohne  daß  eine  Wert- 
zuwachssteuer besteht,  der  Verkäufer  jederzeit  den  nach  Lage  der 
Dinge  (örtliche  Verhältnisse,  Angebot  und  Nachfrage)  höchstmög- 
lichen Preis  fordert.  Er  wird  daher  auch  nach  Einführung  der 
Wertzuwachssteuer  einen  höheren  als  den  höchstmöglichen  Preis 
nicht  erhalten  können.  Uebernimmt  also  'der  Käufer  vertraglich 
die  Zahlung  der  W'ertzuwachssteuer,  so  wird  er  diesen  Betrag  vom 
Kaufpreise  kürzen.  In  Wirklichkeit  trägt  also  auch  dann  der  Ver- 
I käufer  die  Wertzuwachssteuer,  wie  es  der  Absicht  entspricht. 
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'Natürlich  sind  auch  hier  Ausnahmefälle  denkbar  und  möglich,  I 

so  z B.,  wenn  der  Käufer  aus  irgend  welchem  Grunde  gerade  ein  J 

bestimmtes  Grundstück  braucht  und  es  selbst  zu  einem  Preise  er-  ! 

werbm  will,  der  dem  natürlichen  , Werte  des  Grundstücks  nicht  ^ 

entspricht.  Aber  in  der  Regel  wird  doch  die  Wahrscheinlichkeit  i 

der  i »teuerüberwälzung  auf  den  Käufer  nur  eine  sehr  geringe  sein. 

Inbezug  auf  die  Abwälzungsfrage  sei  noch  auf  die  sehr  inter- 
essarten  Ausführungen  von  H.  Köppe  verwiesen. 

§ 23. 

Besteuerung  bei  mehreren  zusammenhängenden  Verkäufen 

desselben  Grundstücks. 

Wird  ein  Grundstück  vor  der  Auflassung  mehrere  Male  ver- 
äußert so  würde  sich  die  Frage  erheben,  ob  die  Wertsteigerung 
bei  iedem  einzelnen  Verkaufsakte  besteuert  werden  soll  (wie  es 
der  Berliner  Entwurf  von  1907  vorschreibt),  oder  ob  eine  andere 
Art  der  Veranlagung  und  Erhebung  zu  wählen  ist.  Es  erscheint 
woh  richtiger  und  zweckmäßiger,  auch  für  die  erhebende  Kommune 
einfacher,  die  Wertzuwachssteuer  nach  der  Differenz  zwischen  dem 
letzt  m Veräußerungspreise  und  dem  vor  dem  ersten  der  verschie- 
denui  zusammenhängenden  Verkäufe  liegenden  früheren  Erwerbs- 
prehe (resp.  dem  gemeinen  Wert  bei  Einführung  der  Steuer)  zu 
bere:hnen.  Zu  erheben  ist  die  Wertzuwachssteuer  in  diesem  Falle 
von  dem.  letzten  Veräußerer,  doch  haben  hier  sämtliche  Verkäufer 
für  die  Zahlung  der  gesamten  Steuer  solidarisch  und  jeder  allem 
für  die  Steuer  zu  haften.  Die  Verteilung  des  Steuerbetruges  unter 
die  einzelnen  Veräußerer  ist  diesen  zu  überlassen,  so  daß  die 
Geneinde  damit  nichts  zu  tun  und  etwaige  Einwendungen  der 
einz  dnen  Verkäufer  gegen  die  Höhe  des  sie  treffenden  Steuer- 
teilt etrages  nicht  zu  erledigen  hat. 

§ 24. 

Besteuerung  bei  Schenkungen. 

a)  Steuerpflicht  des  Beschenkten. 

Bei  Schenkungen  hat  der  B e s c h e n k t e die  Wertzu- 
wacissteuer  zu  tragen,  weil  es  unbillig  wäre,  demjenigen,  der  eine 
Sadie  ohne  Entgelt  abgibt,  eine  Steuer  aufzuerlegen,  hingegen  an- 
aeb-acht  eine  solche  von  dem  Beschenkten,  der  den  Vorteil  hat, 
zu  fordern.  Da  in  einem  derartigen  Falle  ein  Verkaufspreis  ent- 
wecer  überhaupt  nicht  angegeben  würde  oder  zum  Zwecke  der 
Um:rehung  der  Steuer  willkürlich  festgesetzt  werden  konnte,  so 
ist  als  Verkaufspreis  der  gemeine  Wert  des  geschenkten  Grund- 
stücks zur  Zeit  der  Schenkung  anzunehmen. 


1)  Die  Zuwachssteuer.  Jahrbuch  der  Bodenreform.  Jena  1906.  Bd.  2. 
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b)  Nichtbesteuerung  der  Schenkungen  an  Ehe- 
gatten und  nahe  Verwandte. 

Eine  Besteuerung  darf  aber  billigerweise  nicht  eintreten, 
wenn  der  Beschenkte  ein  Ehegatte  oder  ein  Ver- 
wandter ab-  oder  aufsteigender  Linie  ist.  Um  aber  zu  verhindern, 
daß  derartige  Schenkungen  nur  zum  Zwecke  der  Umgehung  der 
Steuer  gemacht  werden,  muß  festgesetzt  werden,  daß  bei  Weiter- 
veräußerung des  Grundstücks  durch  den  von  der  Steuer  befreiten 
Beschenkten  als  früherer  Erwerbspreis  der  vom  Schenker  früher 
gezahlte  Preis  (resp.  der  gemeine  Wert  bei  Einführung  der  Steuer) 
zu  betrachten  ist,  weil  sonst  mit  Leichtigkeit  die  Wertsteigerung 
bei  der  steuerfreien  Schenkung  antizipiert  werden  könnte.  Die 
Weiterveräußerung  ist  dann  so  anzusehen,  als  ob  sie  vom  Schenker 
selbst  bewerkstelligt  worden  wäre.  (Schenkt  also  jemand  seinem 
Sohne  ein  Grundstück,  das  ihn  selbst  100  000  Mk.  gekostet  hat, 
aber  zur  Zeit  der  Schenkung  150  000  Mk.  wert  ist,  und  verkauft 
der  Sohn  dann  das  Grundstück  zu  150  000  Mk.,  so  hat  der  Sohn 
eine  Wertzuwachssteuer  zu  zahlen,  und  zwar  beträgt  die  Wert- 
steigerung 150  000  Mk.  abzüglich  100  000  Mk.  und  Anrechnungen.) 

§ 25. 

Besteuerung  beim  Tausch. 

a)  Besteuerung  beider  Grundstücke. 

Zu  betrachten  ist  ferner  der  häufig  vorkommende  Fall  des 
Tausches  Der  Tausch  zweier  Grundstücke  ist  eine  doppelte  ent- 
geltliche Veräußerung;  daher  ist  im  Falle  der  Wertsteigerung  eine 
Wertzuwachssteuer  bei  beiden  Grundstücken  zu  erheben.  Ebenso 
liegt  natürlich  die  Sache,  wenn  auf  einer  oder  auf  beiden  Seiten 
mehrere  Grundstücke  in  Tausch  gegeben  werden.  Es  ist  dann 
bei  jedem  einzelnen  Objekt  zu  untersuchen,  ob  eine  Wertsteige- 
rung vorhanden  ist;  wo  dies  der  Fall  ist,  muß  auch  eine  Wert- 
zuwachssteuer gezahlt  werden. 

b)  Verhinderung  von  Steuerhinterziehungen. 

Bei  derartigen  Geschäften  ist  eine  Umgehung  der  Steuer  außer- 
ordentlich leicht,  da  hier  nur  die  Differenz  zwischen  den  beiden 
Kaufpreisen  für  die  Kontrahenten  in  Betracht  kommt,  der  Preis 
beider  Grundstücke  daher  um  den  gleichen  Betrag  so  weit  herab- 
gesetzt werden  könnte,  daß  eine  Wertsteigerung  bei  keinem  vor- 
handen wäre. 

Zum  Beispiel;  A tauscht  mit  B.  Das  Grundstück  des  A,  das 
ihn  125  000  Mk.  gekostet  hat,  soll  mit  155  000  Mk.  angerechnet 
werden,  das  des  B,  dessen  Erwerbspreis  230  000  Mk.  war,  mit 
285  000  Mk.  Es  wäre  also  (abgesehen  von  den  Erw^rbskosten) 
bei  dem  Grundstück  des  A eine  Wertsteigerung  von  30  000  Mk., 
bei  dem  des  B eine  solche  von  55  000  Mk.  vorhanden.  A hat 
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an  B 2S5  000  — 155  000  = 130  000  Mk.  zu  zahlen.  Um  die  Wert- 
zuwach  »Steuer  zu  umgehen,  könnte  A den  Preis  auf  105  000  Mk., 
B denselben  auf  235  000  Mk.  festsetzen,  wobei  die  von  A an  B 
zu  zah  ende  Summe  auch  wieder  130000  Mk.  wäre. 

Un  eine  derartige  Steuerumgehung  nach  Möglichkeit  zu  ver- 
hindern, wäre  zu  bestimmen,  daß  bei  solchen  Tauschgeschäften 
das  im  Preise  niedrigere  Grundstück  mindestens  zum  früheren  Er- 
werbsp  eisc  einzusetzen  ist.  Auf  diese  Weise  wäre  dann  wenigstens 
von  dem  teureren  Grundstücke  eine  Wertzuwachssteuer  zu  zahlen, 
(In  obigem  Beispiele  würde  also  der  Preis  des  Grundstücks  des  A 
125  000  Mk.,  des  B 255  000  Mk.  betragen;  B hätte  daher  eine  Steuer 
zu  zahlen,  da  sein  Erwerbspreis  nur  230000  Mk.  war.) 

D(  r Versuch  einer  Steuerhinterziehung  beim  Tausch  würde  sich 
aber  b h späterem  Verkaufe  der  getauschten  Grundstücke  insofern 
unangenehm  fühlbar  machen,  als  nun  eine  erhebliche  Wertzuwachs- 
steuer lu  zahlen  wäre,  wenn  früher  der  Wert  der  einzelnen  Grund- 
stücke zu  niedrig  angegeben  war.  Auch  würde  möglicherweise  der 
niedrig;  letzte  Verkaufspreis  den  folgenden  ungünstig  beeinflussen, 
so  daß  anzunehmen  ist,  daß  solche  Umgehungen  nicht  allzu  häufig 
vorkon  men  werden. 


§ 26. 

Steuerzahlung. 

In  Prinzip  ist  natürlich  jede  Steuer  innerhalb  eines  an- 
gemes5 enen,  nicht  zu  weit  ausgedehnten  Zeitraumes  in  bar  zu 
zahlen.  Die  Abwickelung  eines  Grundstücksverkaufs  vollzieht  sich 
aber  f ist  immer  so,  daß  nur  ein  kleiner  Teil  des  Kaufpreises 
bar  en  richtet  wird,  der  Rest  aber  als  Restkaufgeld  resp.  Hypothek 
auf  de m Grundstück  stehen  bleibt.  Es  wäre  daher  eine  außer- 
ordentliche Härte,  wenn  der  Verkäufer  den  oft  recht  er- 
heblich ;n  Steuerbetrag,  der  sehr  wohl  die  ganze  Anzahlung 
Überste igen  kann,  unter  allen  Umständen  gleich  bar  zahlen 
sollte.  Eine  derartige  Vorschrift  würde  manche  Grundstücksver- 
käufe, namentlich  diejenigen,  welche  mit  geringer  Anzahlung  ab- 
geschlc  ssen  werden,  oft  ungebührlich  erschweren,  ja  manchmal  un- 
möglicii  machen.  Eine  Milderung  ist  daher  geboten  und  auch  möglich. 
Man  könnte  an  Teilzahlungen  denken,  doch  ist  von  solchen  im 
Interes  ;e  des  wirklichen  Einganges  der  Gesanitsteuer  entschieden 
abzura  en.  Wohl  aber  ließe  sich  ein  anderer  Weg  finden,  der  hier 
näher  ausgeführt  sei. 

i)  Barzahlung  bei  Steuerhöhe  bis  4000  Mk. 

Zunächst  wäre  daran  festzuhalten,  daß  Steuern  in  Höhe 
bis  z j 4000  Mk.  innerhalb  von  6 Wochen  nach  der  durch  die 
Steuerbehörde  erfolgten  Veranlagung  bar  gezahlt  werden  müßten. 
Dieser  geringe  Betrag  wird  dem  Verkäufer  aus  der  Anzahlung 
auf  das  verkaufte  Grundstück  wohl  stets  zur  Verfügung  stehen. 
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Ist  dies  nicht  der  Fall  (was  allerdings  auch  bisweilen  vorkommt), 
so  liegt  ein  unwirtschaftlicher  Verkauf,  oft  auch  nur  ein  Schein- 
verkauf vor,  der  keinerlei  Begünstigung  verdient. 

b)  Hypothekarische  Eintragung  des  Steuerrestes 

bei  Beträgen  über  4000  M k. 

Dagegen  könnte  bei  höherer  Steuer  der  4000  Mk.  über- 
steigende Betrag  oder  ein  Teil  desselben  für  die  Gemeinde  hypo- 
thekarisch auf  dem  verkauften  Grundstück  sichergestellt 
werden,  und  zwar  in  Form  einer  Abzweigung  von  der  Restkauf- 
geld-Hvpothek,  die  dem  Verkäufer  gehört.  Dieser  Steuerhypothek 
der  Kommune  wäre  der  Vorrang  vor  dem  verbleibenden  Teil  der 
Restkaufgeld-Hypothek  einzuräumen,  so  daß  dieselbe  im  Range 
unmittelbar  hinter  den  fremden,  d.  h.  dem  Verkäufer  nicht  ge- 
hörenden Hypotheken  zu  stehen  käme. 

Mit  den  Einwendungen  gegen  das  Prinzip  dieser  Vorschläge 
werde  ich  mich  später  beschäftigen. 

c)  Modalitäten  bei  der  hypothekarischen  Ein- 
tragung. 

Die  Höhe  der  hypothekarischen  Steuereintragung  wäre  abhängig 
zu  machen  in  erster  Linie  von  dem  Betrage  der  Steuer,  dann  aber 
noch  von  der  Höhe  des  Verkaufsobjekts  und  derjenigen  des  Rest- 
kaufgeldes, welches  der  Verkäufer  auf  dem  Grundstücke  stehen 
läßt.  Dies  wäre  in  folgender  Weise  zu  regeln:  Beträgt  die  Steuer 
über  4000  Mk.,  so  hat  der  Verkäufer  25oo  der  Steuer,  mindestens 
aber  4000  Mk.  bar  zu  entrichten.  Der  Rest  der  Steuer,  aber  nur 
in  Summen  von  500  Mk.  und  Vielfachen  davon,  kann  für  die  Ge- 
meinde als  Hypothek  auf  dem  Grundstücke  mit  Vorrecht  vor  der 
Resthypothek  des  Verkäufers  eingetragen  werden,  wenn  der  Ver- 
käufer auf  dem  Grundstück  ein  Restkaufgeld  von  mindestens  10«  o 
des  Verkaufspreises  stehen  läßt,  ln  jedem  Falle  muß  das  nach 
Abzweigung  der  Steuerhypothek  verbleibende  Restkaufgeld  des  Ver- 
käufers noch  wenigstens  ein  Drittel  des  ursprünglichen  Restkauf- 
geldes betragen.  Macht  der  Verkäufer  von  der  Vergünstigung  Ge- 
brauch, so  hat  er  dafür  noch  eine  Extraabgabe,  die  10'»o  der  ganzen 
Steuersumme  zu  betragen  hat,  bar  an  die  Gemeinde  zu  zahlen. 
Diese  lO^o  sollen  die  Spesen  decken,  welche  der  Gemeinde  (die 
die  Hypotheken  nicht  selbst  behalten  soll),  bei  Abtretung  der  Hypo- 
theken erwachsen.  Die  Wertzuwachssteuer-Hypothek  muß  mit  5«o 
verzinslich  sein  und  darf  längstens  5 Jahre  laufen  (entsprechend 
dem  üblichen  Zinsfuß  und  der  Laufzeit  bei  Restkaufgeld-Hypo- 
theken).  Erfolgt  zwischen  Verkäufer  und  Käufer  keine  Einigung 
über  die  Eintragung  der  Gemeindehypothek  (etw^a  weil  das  Rest- 
kaufgeld länger  als  5 Jahre  stehen  soll,  oder  der  Zinsfuß  weniger 
als  50,0  beträgt),  so  kann  der  Verkäufer  von  der  geschilderten  Ver- 
günstigung keinen  Gebrauch  machen,  hat  also  die  ganze  Steuer 
bar  zu  zahlen. 
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Di  B die  Gemeinde  bei  dieser  Art  der  Regelung  einen  Verlust 
crleidei  oder  gar  gezwungen  würde,  Grundstücke  in  der  Zwangs- 
\ erstei^  erung  zu  erwerben,  um  ihre  Hypothek  zu  retten,  ist  ganz 
unwahi  scheinlich.  Denn  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  der  frühere 
Besitze-  bei  einer  Subhastation  des  Grundstücks  sein  hinter  der 
Gemeir  dehypothek  stehendes  Restkaufgeld  wird  verlieren  wollen, 
zumal  er  selbst  der  Gemeinde  für  einen  Ausfall  haftbar  bliebe. 
Er  wü  de  also  in  der  Regel  die  Gemeindehypothek  ausbieten. 

d)  Abstoßung  der  von  der  Gemeinde  übernommenen 

Steuerhypbtheken. 

Damit  aber  jede  Möglichkeit  eines  Verlustes  für  die  Gemeinde 
ausgeschlossen  wäre,  könnte  folgendermaßen  verfahren  werden.  Die 
der  Gemeinde  zufallenden  Steuerhypotheken  werden  an  eine  zu 
diesem  Zwecke  neu  zu  gründende  Immobilienbank  (am  zweck- 
mäßigsten Aktienbank)  mit  Ausschluß  einer  Haftpflicht  der  Ge- 
meinde verkauft  und  der  Bank  ein  Teil  der  vom  Verkäufer  ge- 
zahlten lOob  als  Entschädigung  gewährt.  Dadurch  würde  die  Ge- 
meinde von  jedem  Risiko  frei  werden  und  über  den  Steuerbetrag 
sofort  voll  verfügen  können.  — Daß  eine  solche  Bank  rentieren 
würde,  erscheint  mir  ziemlich  sicher;  denn  ihr  ständen  zur  Deckung 
ihrer  Unkosten  und  zur  Dividendenzahlung  außer  der  von  der 
Gemei  ide  gezahlten  Entschädigung  noch  die  5o/o  Jahreszinsen  der 
Hypotheken  zur  Verfügung.  Auf  Grund  der  Hypotheken  könnte 
die  B'cnk  auch  Obligationen  ausgeben,  die  gewiß  vom  Publikum 
gern  ^ enommen  würden,  wenn  sie  etwas  höher  v'^erzinslich  wären 

als  dii  Pfandbriefe  der  Hypothekenbanken. 

D 3ch  kann  es  nicht  die  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein,  die  genaue 
Organisation  einer  derartigen  Bank  auseinanderzusetzen.  Die  Durch- 
führung des  Vorschlages  ist  aber  meines  Erachtens  durchaus  mög- 
lich und  zweckmäßig. 

§ 27. 

Steuerbefreiungen. 

E ; fragt  sich  nun  noch,  ob  die  Wertzuwachssteuer  bei  allen 
Besitz'  eränderungen  von  Grundstücken  zu  erheben  ist.  Diese  Frage 
ist  duichaus  zu  verneinen. 

a)  Erbschaft. 

Ca  kommt  vor  allem  der  Fall  der  Erbschaft  in  Betracht.  Daß 
Kindei  und  Ehegatten  eine  solche  Steuer  nicht  zu  zahlen  haben, 
ist  WC  hl  selbstverständlich  und  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung. 
Läßt  doch  sogar  die  staatliche  Erbschaftssteuer  diese  Kategorien, 
wenigstens  bis  heute,  frei;  sollte  es  aber  doch  zu  einer  staatlichen 
Erbbe:  .teuerung  für  Kinder  und  Ehegatten  kommen,  so  ließe  sich 
dies  meiner  Ueberzeugung  nach  nur  durch  die  zwingende  Not- 
wendigkeit, die  Finanznot  des  Reiches,  erklären,  wenn  auch  nicht 

rechtfi  rtigen. 
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Erbt  dagegen  ein  entfernter  Verwandter  oder  ein  Nichtver- 
wandter, so  könnte  man  vielleicht  hinsichtlich  der  Besteuerung 
zweifelhaft  sein.  Es  sprechen  aber  auch  in  diesem  Falle  mehrere 
gewichtige  Gründe  gegen  eine  Erhebung  der  Steuer.  Erstens  der, 
daß  diese  Erbschaft  schon  vom  Staate  durch  die  Erbschaftssteuer 
erheblich  besteuert  wird,  ferner  der,  daß  der  Wertzuwachs,  so-  • 
lange  das  Grundstück  noch  nicht  ,vveiterverkauft  ist,  noch  nicht 
realisiert  ist,  sondern  nur  auf  dem  Papier  steht;  endlich  der  Um- 
stand, daß  in  diesem  speziellen  Falle  absolut  keine  Ursache  vorhanden 
ist,  die  aus  Grundstücken  bestehenden  Nachlässe  extra  zu  be- 
steuern, während  bares  Geld,  Wertpapiere  usw.  frei  bleiben.  Eine 
solche  Maßnahme  wäre  eine  schreiende  Ungerechtigkeit,  die  nicht 
befürwortet  werden  könnte. 

Eine  andere  Frage  ist  die,  auf  welcher  Grundlage  die  Be- 
rechnung der  Wertzuwachssteuer  vorzunehmen  ist,  wenn  der  Erbe 
das  Grundstück  verkauft.  Hätte  der  Erblasser  vor  seinem  Tode 
den  Verkauf  mit  Gewinn  bewerkstelligt,  so  hätte  er  natürlich  eine 
Wertzuwachssteuer  entrichten  müssen.  Es  ist  also  nicht  einzu- 
sehen, weshalb  der  Erbe,  der  doch  naturgemäß  nur  den  früheren 
Erwerbspreis  des  Erblassers  als  Wert  des  Erbgrundstückes  ansetzen 
kann,  beim  Verkauf  mit  Gewinn  nicht  ebenfalls  eine  Wertzuwachs- 
steuer zahlen  sollte.  Denn  in  diesem  Falle  kommt  ihm  selbst  die 
Werterhöhung  zugute,  er  ist  daher  ebenso  wie  jeder  andere  ver- 
pflichtet, davon  eine  Abgabe  zu  zahlen.  Es  sprechen  hierfür  auch 
noch  dieselben  Gründe  wie  in  dem  früher  erörterten  Falle  der 
Schenkung  unter  Lebenden. 

Bei  Veräußerung  des  Erbgrundstücks  durch  den  Erben  ist  also 
der  frühere  Erwerbspreis  des  Erblassers  (resp.  der  gemeine  Wert 
zur  Zeit  der  Einführung  der  Steuer)  als  der  der  Berechnung  der 
Wertsteigerung  zugrunde  zu  legende  Erwerbspreis  anzusehen. 

b)  Schenkung. 

Daß  Schenkungen  an  Ehegatten  und  Verwandte  auf-  und  ab- 
steigender Linie  von  der  Steuer  frei  bleiben  müssen,  und  wie  die 
Berechnung  der  Wertzuwachssteuer  bei  Weiterveräußerung  durch 
die  Beschenkten  zu  erfolgen  hat,  ist  schon  früher  eingehend  er- 
örtert worden. 

c)  Zusammen-  und  Umlegung. 

Zu  betrachten  wären  noch  die  Fälle  von  Zusammenlegung, 
Umlegung,  gerichtlicher  Zwangsversteigerung.  Köppe  charakte- 
risiert Umlegungen  folgendermaßen:  „Umlegung  bedeutet  die  Be- 
seitigung einer  für  die  Bebauung  ungeeigneten  Lage  der  in  Betracht 
kommenden  Grundstücke  durch  freiwillige  Zusammenwerfung  der- 
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selben  behufs  Herstellung  einer  bebauungsfahigen  Fläche.  Die 
Eigent  imer  bekommen  dabei  als  Ersatz  neue  Grundstücke  mit  für 
die  Bi^bauung  geeigneten  Formen  aus  der  Masse  angewiesen. 
Etwaige  Verschiedenheiten  im  Werte  der  alten  und  der  neuen  Grund- 
stücke werden  dabei  durch  Barzahlungen  ausgeglichen. Wert- 
steiger jngen  werden  bei  derartigen  Umlegungen  in  der  Regel 
nicht  oder  nur  in  verschwindendem  Umfange  Vorkommen,  da 
solche  schon,  wie  aus  obiger  Definition  hervorgeht,  bei  der  Ver- 
teilung nach  Möglichkeit  Berücksichtigung  finden.  Die  Steuerpflicht 
wird  ( aber  zweckmäßig  für  diese  Fälle  auszuschließen  sein,  wie 
dies  auch  wohl  in  den  bereits  eingeführten  Wertzuwachssteuer- 
ürdnuiigen  überall  bestimmt  ist. 

d)  Zwangsversteigerung. 

E was  anders  liegt  es  bei  gerichtlichen  Zwangsversteigerungen; 
hier  ist  eine  Werterhöhung  inbezug  auf  den  früheren  Erwerb 
nicht  i nmöglich,  allerdings  auch  nicht  gerade  häufig.  Die  meisten 
Steuen»rdnungen  lassen  daher  den  Erw^erb  im  Zwangsversteige- 
rungsverfahren von  der  Steuer  frei.  Dies  erscheint  auch  aus  dem 
Grund  .*  angebracht,  weil  in  diesem  Falle  der  Veräußerer  meist 
nicht  iustande  ist,  die  Steuer  zu  zahlen,  eine  Erhebung  der  Steuer 
vom  Käufer  aber  dem  Prinzip  der  Wertzuwachssteuer  widersprechen 
würde.  Daher  ist  die  Bestimmung  der  Cölner  Steuerordnung  zu 
verweifen,  daß  die  Steuer  bei  gerichtlichen  Zwangsversteigerungen 
nur  dsnn  nicht  erhoben  wird,  „wenn  der  Ersteher  des  Grundstücks 
am  Verfahren  als  Eigentümer,  Hypotheken-  oder  Grundschuld- 
gläubijfer,  haftbarer  Vorbesitzer  oder  Bürge  nachweislich  in  der 
Weise  beteiligt  ist,  daß  er  nur  durch  den  Ankauf  Verluste  ab- 
wende 1 kann.“  Die  Befreiung  hat  vielmehr  grundsätzlich  für  alle 
gerichl  liehen  Zwangsverkäufe  stattzufinden. 

§ 28. 

Teilung  einer  Gemeinschaft  zwischen  Miteigentümern. 

Z .veckmäßig  ist  auch  die  Bestimmung  der  Cölner  und  anderer 
Steuer  )rdnungen,  daß  bei  der  Teilung  einer  Gemeinschaft  zwischen 
Miteig  mtümern  die  Steuer  nicht  zu  erheben  ist,  soweit  die  Be- 
teiligten nicht  mehr  erhalten,  als  der  Wert  ihres  bisherigen  ideellen 
Anteils  an  dem  zur  Teilung  gelangenden  Grundeigentum  betrug. 
Deutlii  h wird  dies  wieder  durch  ein  Beispiel  werden.  Drei  Per- 
sonen A,  B und  C haben  gemeinsam  ein  Grundstück  für  150  000 
Mark  in  gleichen  Teilen  gekauft.  Jeder  hat  also  einen  Anteil  von 
50  000  Mk.  Uebernimmt  nun  A das  Grundstück  allein  für  150  000  Mk., 
indem  er  B und  C je  50  000  Mk.  zahlt,  so  ist  kein  Wertzuwachs 
vorharden.  Zahlt  er  aber  an  jeden  60000  Mk.,  so  ist  damit  der 
Wert  des  Grundstücks  mit  180  000  Mk.  angenommen,  es  ist  also 
eine  Wertzuwachssteuer  zu  entrichten. 


L. 


37 


Auszunehmen  ist  hier  natürlich  wieder  der  Fall,  daß  die  Mit- 
eigentümer Erben  eines  gemeinschaftlichen  Nachlasses  sind.  Dann 
ist,  wie  früher  dargelegt,  unter  keinen  Umständen  eine  Wertzu- 
wachssteuer zu  zahlen. 

Dagegen  ist  es  durchaus  angebracht,  den  Wertzuwachs  bei 
Fusionen,  d.  h.  Uebergang  des  Vermögens  einer  Gesellschaft  auf 
eine  andere,  ferner  bei  Umwandelung  von  Gesellschaften  oder  Ge- 
nossenschaften zu  besteuern.  Hierbei  kommen  Werterhöhungen 
außerordentlich  häufig  vor,  für  deren  Freilassung  kein  Grund  vor- 
handen ist.  Von  solcher  Besteuerung  dürfen  auch  die  Gesell- 

schaften mit  beschränkter  Haftung  unter  keinen  Umständen  aus- 
geschlossen sein.  Ist  dies  nach  4em  heutigen  Gesetz  über  die 
G.  m.  b.  H.  etwa  nicht  zulässig,  so  ist  eine  Aenderung  der  Gesetz- 
gebung in  dieser  Richtung  anzustreben. 

§ 29. 

Rückerstattung  der  gezahlten  Steuer. 

Noch  ist  eine  der  Billigkeit  entsprechende  Bestimmung  zu 
treffen,  nämlich  die,  daß  die  gezahlte  Wertzuwachssteuer 
zurückzuzahlen  ist,  wenn  wegen  eines  nach  §§  459  und  460 
des  BGB.  vom  Verkäufer  zu  vertretenden  Mangels  Rückgängig- 
machung des  Kaufs  (Wandelung)  erfolgt  und  die  Rückauf- 
lassung innerhalb  eines  Jahres  nach  der  ersten  Auflassung  statt- 
findet oder  eine  darauf  gerichtete  Klage  in  dieser  Frist  erhoben 
war  und  der  Rechtsstreit  ohne  Unterbrechung  fortgesetzt  ist.  Denn 
da  infolge  der  Rückgabe  des  Grundstücks  ein  Verkauf  nicht  statt- 
gefunden hat,  so  entfallen  auch  die  Voraussetzungen  für  die  Er- 
hebung der  Wertzuwachssteuer.  Dieselbe  ist  also  irrtümlich  gezahlt 
und  muß  daher  billigerweise  zurückgewährt  werden,  wenn  die  Rück- 
gängigmachung des  Kaufs  innerhalb  einer  angemessenen  Frist,  also 
hier  innerhalb  der  vom  Gesetz  für  diesen  Fall  vorgesehenen  Frist 
von  einem  Jahre  bewerkstelligt  wird. 

Ob  die  Gemeinde  auch  bei  einer  freiwilligen  Zurücknahme 
des  verkauften  Grundstücks,  die  nicht  infolge  von  gesetzlich  vor- 
gesehenen Mängeln  erfolgt,  die  gezahlte  Wertzuwachssteuer  zurück- 
vergüten will,  hängt  von  ihrem  Ermessen  ab  und  wird  je  nach 
Lage  des  Falles  verschieden  zu  beurteilen  sein.  Ein  Recht  auf 
Rückzahlung  kann  aber  in  solchem  Falle  nicht  zugestanden  werden. 

Uebrigens  wäre  es  nicht  unangemessen,  der  Gemeinde  in  diesem 
Falle  für  die  Mühen  und  Umstände,  welche  sie  durch  die  Be- 
rechnung und  Erhebung  der  Wertzuwachssteuer  gehabt  hat,  Mühen, 
welche  ihr  zweifellos  durch  den  Verkäufer  verursacht  worden 
sind,  eine  Entschädigung  zuzubilligen.  Sie  wäre  also  zu  ermäch- 
tigen, einen  Betrag  von  lO^'o  der  gezahlten  Steuersumme  zurück- 
zubehalten. 
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§ 30. 

Verrechnung  von  Gewinn  und  Verlust. 

a)  Bei  gewerbsmäßigen  Grundstückshändlern. 

Endlich  ist  bei  gewerbsmäßigen  Grundstückshändlern,  die 
Grund«  tücke  für  eigene  Rechnung  kaufen  und  verkaufen,  eine  Ver- 
rechnu  ig  von  Gewinn  und  Verlust  zuzulassen.  Denn  es  wäre  un- 
gerech',  von  Leuten,  deren  Beruf  im  Kauf  und  Verkauf  von  Grund- 
stücke: besteht,  von  jedem  einzelnen  Gewinn  eine  Steuer  zu 

fordert , während  vielleicht  bei  Zusammenstellung  aller  Verkäufe 
ein  Verlust  vorhanden  ist.  Hier  wäre  zu  bestimmen,  daß  die  Ab- 
rechnung sämtlicher  Verkäufe  immer  erst  nach  Schluß  des  Kalender- 
jahres zu  erfolgen  hätte.  Es  wären  dann  sämtliche  Gewinne, 
ebenso  sämtliche  Verluste  zu  addieren.  Die  Summe  der  Verluste 
(wozu  aber  nicht  die  gestatteten  Freilassungen  gehören)  wäre  von 
der  Su  nme  der  Gewinne  abzuziehen  und  der  so  gefundene  Betrag 
behufs  Ermittlung  des  Steuersatzes  zur  Summe  der  Erwerbspreise 
(zuzüglich  Anrechnungen)  in  Beziehung  zu  setzen.  Auch  wäre,  wenn 
ein  Jahr  als  Gesamtresultat  Verlust  gebracht  hätte,  dieser  Verlust 
vom  Ciewinn  des  nächsten  Jahres  abzurechnen. 

Ei  le  derartige  Verrechnung  von  Gewinn  und  Verlust  wird  auch 
von  Bl  unhuber  befürwortet  und  ist  in  die  Cölner  Steuerordnung 
aufgenummen  (§  5 c). 

b»  Bei  nicht  gewerbsmäßigen  Verkäufern. 

V(  rzuschlagen  wäre  noch  eine  Vergünstigung  für  nicht  ge- 
werbsn  äßige  Verkäufer.  Es  kommt  bisweilen  vor,  daß  ein  Grund- 
eigentÜTier  mehrere  Grundstücke  innerhalb  kurzer  Frist  verkauft. 
Bei  den  einen  erzielt  er  einen  Gewinn,  während  er  bei  dem  andern 
einen  Verlust  erleidet.  Liegen  derartige  Verkäufe  in  dem  Zeit- 
raum eines  Jahres,  so  wäre  wieder  eine  Verrechnung  von  Gewinn 
und  V(  rlust  zu  gestatten.  Hier  müßte  allerdings  die  Veranlagung 
zur  Wertzuwachssteuer  sofort  nach  jedem  Verkauf  erfolgen. 

Verkauft  der  Eigentümer  mit  Gewinn,  so  hat  er  die  Wert- 
zuwach ;steuer  zu  entrichten;  doch  wird  ihm  ein  entsprechender 
Teil  ZL  rückvergütet,  wenn  er  innerhalb  eines  Jahres  ein  anderes 
Grunds  :ück  mit  Verlust  verkauft. 

Ist  dagegen  der  verlustbringende  Verkauf  der  erste,  so  wird 
bei  ein^m  innerhalb  eines  Jahres  erfolgenden  gewinnreichen  Ver- 
kauf ei  les  andern  Grundstückes  der  frühere  Verlust  von  dem  Ge- 
winn in  Abzug  gebracht  und  die  Wertzuwachssteuer  nur  für  den 
etwaigen  Restgewinn  entrichtet. 

Damit  wäre  allen  irgend  berechtigten  Ansprüchen  Rechnung 
getragei. 
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§ 31. 

Schlußwort. 

Ich  glaube,  in  vorstehender  Arbeit  gezeigt  zu  haben,  daß  eine 
Ersetzung  der  Umsatzsteuer  durch  die  Wertzuwachssteuer  nicht  nur 
möglich,  sondern  auch  praktisch  empfehlenswert  ist.  Wenn  auch 
die  Wertzuwachssteuer  schwerer  zu  handhaben  ist  als  die  Umsatz- 
steuer, so  entspricht  sie  doch  besser  den  Idealen  einer  gerechten 
Besteuerung.  So  schließt  auch  Brunhuber i)  seine  Betrachtungen: 
„In  steuerlicher  Beziehung  können  wir  die  beiden  Wirkungen  er- 
kennen, daß  die  Wertzuwachssteuer  dem  Prinzip  der  gerechten 
Steuer  in  idealer  Weise  entspricht  und  daß  sie  so  eingerichtet 
werden  kann,  eine  andere,  diesem  Grundsätze  nicht  entsprechende, 
deshalb  steuersystematisch  tiefer  stehende  Steuer  (die  gewöhnliche 
Umsatzsteuer)  mit  der  Zeit  abzulösen“,  und  weiter:  „dann  kann 
man  wohl  mit  vollem  Rechte  zu  dem  Schlußsatz  kommen,  daß  die 
Wertzuwachssteuer  die  Grundsteuer  der  Zukunft,  ihr  Prinzip  der 
Gewinnbesteuerung  aber  das  allgemeine  Steuerprinzip  der  Zukunft 
sein  wird.“ 

Mögen  meine  Vorschläge  eine  wohlwollende  Aufnahme  finden 
und  die  Frage  einer  befriedigenden  Lösung  entgegenführen! 


1)  Die  Wertzuwachssteuer.  Zur  Praxis  und  Theorie.  Jena  1906.  S.  113. 


KAPITEL  IV. 


En  wurf  einer  gerechten  Wertzuwachssteuer-Ordnung. 

{Als  Tig  der  Einführung  der  Wertzuwachssteuer  sei  hier  der  1.  April  1909 
gewählt ; doch  kann  dieses  Datum  durch  irgend  ein  späteres  ersetzt  werden,) 

§ 1- 

Eeim  Eigentumswechsel  eines  Grundstücks  wird  eine  Wert- 
zuwac  issteuer  erhoben,  wenn  der  gegenwärtige  Erwerbspreis  den 
früher  m,  bei  einem  seit  dem  1.  April  1909  eingetretenen  Besitz- 
wechs  d gezahlten  Preis,  zuzüglich  der  Anrechnungen  des  §2  und  der 
Freilassungen  des  § 3 übersteigt.  An  Stelle  des  früheren  Erwerbs- 
preise;  tritt  der  für  den  1.  April  1909  ermittelte,  ins  Grundbuch 
einget  agene  gemeine  Wert  des  Grundstücks,  wenn  ein  Vierkant 
seit  diesem  Tage  nicht  stattgefunden  hat. 

§ 2. 

Bei  Ausmittelung  der  Wertsteigerung  sind  dem  früheren  Er- 
werbs] »reise  im  Sinne  des  § 1 hinzuzurechnen: 

a)  1 ei  bebauten  und  unbebauten  Grundstücken  5o/o  des  früheren 
Erwerbspreises  (resp.  gemeinen  Wertes  am  1.  4.  1909)  als 
Pauschalbetrag  für  sämtliche  Erwerbskosten  (Stempel),  Um- 
satzsteuer, Gerichtskosten  usw.).  Sind  in  Ausnahmefällen  die 
Erw^erbskosten  höher  als  5oo,  so  ist  es  dem  Steuerpflich- 
t gen  bei  genauem  Nachweise  gestattet,  diese  Kosten  an  Stelle 
cer  oben  bestimmten  5o/o  zu  setzen. 

b)  t ei  bebauten  Grundstücken  alle  nachgewiesenen  Ausgaben  für 
\ erbesserungen  des  Grundstücks  einschließlich  Straßenbau- 
kosten sowie  die  Kosten  für  Um-  und  Neubauten  von  Ge- 
bäuden, soweit  dieselben  nicht  aus  Versicherungen  für  Brände, 
\7asserschäden  und  dergleichen  gedeckt  worden  sind. 

c)  bei  unbebauten  Grundstücken,  welche  der  Veräußerer  nicht 
s dbst  in  landwirtschaftlichem  oder  gewerblichem  Eigenbetriebe 
genutzt  hat,  eine  fünfprozentige  Verzinsung  des  Erwerbs- 
preises einschließlich  Erwerbskosten  im  Sinne  von  § 2,  a 
(ohne  Zinseszinsen),  ferner  die  Aufwendungen  für  Anlagen, 


41 


A 


r 


welche  der  Eigentümer  zur  Förderung  von  Bodenschätzen 
(Steine,  Erze,  Kohlen,  Quellen  usw.)  nachweislich  gemacht  hat. 

d)  der  Betrag,  welchen  der  Eigentümer  bei  der  früheren  Er- 
stehung des  Grundstücks  im  Zwangsversteigerungsverfahren 
als  ausgefallene  Forderung  verloren  hat,  ebenso  5o/o  Zinsen 
dieses  Betrages  seit  Erwerb  des  Grundstücks. 

e)  Hat  der  Veräußerer  das  Grundstück  für  eigene  Rechnung 
bebaut,  so  tritt  zu  den  Anrechnungen  von  § 2,  a und  c 
noch  ein  einmaliger  Zuschlag  von  lOoo  der  Summe,  die  ge- 
bildet würd  durch  den  Erwerbspreis  (§  1),  die  Erw'erbskosten 
(§  2,  a),  die  Verzinsung  (§  2,  c)  und  die  nachgewiesenen 
Baukosten.  An  Stelle  der  Baukosten  kann  in  Berlin  der  Be- 
trag der  städtischen  Feuerkasse  treten. 

f)  Unentgeltliche  Landabtretungen  zu  Straßen  und  Plätzen  werden 
in  der  Weise  b>erücksichtigt,  daß  der  gesamte  ErwTrbspreis 
auf  die  nach  der  Abtretung  verbleibende  (nicht  auf  die  ur- 
sprüngliche) Fläche  verteilt  wird  (bei  späteren  Parzellierungen 
auf  die  Trennstücke). 

g)  Werden  Teile  eines  örtlich  und  wirtschaftlich  zusammen- 
hängenden Grundbesitzes  durch  verschiedene  Veräußerungs- 
geschäfte desselben  Veräußerers  oder  dessen  Erben  veräußert, 
so  ist  eine  Wertzuwachssteuer  erst  dann  zu  erheben,  wxnn 
wenigstens  3^  des  gesamten  Grundbesitzes  veräußert  sind. 
Als  Wert  des  Restgrundstückes  gilt  der  Erw'erbspreis  dieses 
Teiles  zuzüglich  der  Erwerbskosten  und  der  Verzinsung  gemäß 
§ 2,  a und  c. 

Bei  der  späteren  Veräußerung  dieses  Restes  wird  der  . 
Berechnung  der  Wertsteigerung  der  so  ermittelte  Wert  zu- 
züglich Zinsen  zugrunde  gelegt. 

Entsteht  bei  einem  innerhalb  von  3 Jahren  nach  der 
letzten  Teilveräußerung  erfolgenden  Verkauf  des  Restes  ein 
Verlust,  so  ist  der  entsprechend  zuviel  gezahlte  Teil  der  Wert- 
zuwachssteuer auf  Antrag  und  Nachweis  zurückzuvergüten. 

§ 3. 

Als  Wertsteigerung  gilt  der  Unterschied  zwischen  dem  gegen- 
wärtigen Veräußerungspreise  und  dem  früheren  Erw^rbspreise  im 
Sinne  des  § 1 zuzüglich  der  nach  § 2 gestatteten  Anrechnungen. 

Von  der  Besteuerung  bleiben  in  allen  Fällen  frei: 

bei  einem  Objekt  mit  dem  Verkaufspreise 

bis  zu  160  000  Mk.  ein  Betrag  von  5 % 

über  150  000  bis  300  000  Mk,  „ „ „ 4% 

„ 300  000  „ 600  000  „ „ „ „ 3% 

„ 600  000  1 000  000  „ 2 % 

„ 1000  000  Mk.  „ „ „ 1Vj% 

des  um  die  Anrechnungen  erhöhten  Erwerbspreises. 


J 
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Für  die  Höhe  des  Steuersatzes  ist  die  ganze  Wertsteigerung 
einschl  eßlich  des  nicht  zu  versteuernden  Teils  maßgebend. 

Der  über  den  nach  § 3 freizulassenden  Betrag  hinausgehende 
Wertzuwachs  wird  wie  folgt  besteuert: 


Die  Steuer  beträgt: 

20 u der  Wertsteigerung,  wenn  diese  10%  oder  weniger  als  10% 

mehr  als  10  “ ^ bis  einschl,  25  % 

40  % 
60% 


25“ 
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ces  früheren  Erwerbspreises  zuzüglich  der  Anrechnungen  beträgt. 

Für  bebaute  Grundstücke  kommen  diese  Sätze  nur  zur  Er- 


hebung, wenn  seit  dem  früheren  bis  zum  jetzigen  Eigentums- 
wechse  höchstens  10  Jahre  verflossen  sind. 


Beträgt  der  Zeitraum 

m ehr  als  10  und  höchstens  20  Jahre,  so  werden  nur  % 

20  ,,  ,,  30  ,,  ,,  ,,  ,, 

30  Jahre,  „ „ „ % 

der  vorgenannten  Sätze  erhoben. 


tf 

tt 


tt 

tt 


= 80% 

. = 75  °/o 

2/  — Aß2/  0/ 


Dagegen  wird  bei  bebauten  Grundstücken  ein  Zuschlag  von 
10°  0 Z I den  festgesetzten  Steuerbeträgen  erhoben,  wenn  seit  der 
frühere  i bis  zur  jetzigen  Veräußerung  weniger  als  2 Jahre  ver- 
flossen sind.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  aber  nicht  auf  den 
ersten  Verkauf  nach  Einführung  dieser  Steuerordnung. 

Als  unbebaut  im  Sinne  dieser  Ordnung  gelten  diejenigen  Grund- 
stücke and  Grundstücksteile,  welche  zurzeit  des  Eigentumswechsels 
Überhai  pt  nicht  oder  nur  mit  Schuppen,  Baracken  und  ähnlichen, 
der  eins  tweiligen  Benutzung  oder  anderen  vorübergehenden  Zwecken 
dienenden  Baulichkeiten  bebaut  sind.  Höfe  und  Gärten  werden  den 
bebauten  Grundstücken  zugerechnet,  wenn  sie  als  räumlich  ver- 
bunden i Zubehörung  eines  Wohngebäudes  oder  einer  gewerb- 
lichen Anlage  mit  diesen  zugleich  veräußert  werden. 


c* 

8 

Ha  der  Veräußerer  eines  Grundstücks  eine  Wertzuwachssteuer 
entricht  ;t,  so  soll  der  Erwerber  berechtigt  sein,  die  gezahlte  Wert- 
zuwach:  .Steuer  auf  die  von  ihm  für  den  Erwerb  dieses  Grund- 
stücks ; u entrichtende  Umsatzsteuer  voll  in  Anrechnung  zu  bringen. 
Zehn  J ihre  nach  Einführung  dieser  Steuerordnung  wird  die  Um- 
satzsteuer außer  Hebung  gesetzt;  es  darf  von  dann  ab  beim  Besitz- 
wechsel nur  noch  die  Wertzuwachssteuer  nacli  Maßgabe  dieser 
Ordnung  erhoben  werden. 

§ 6. 

Fü‘  die  Wertzuwachssteuer  haftet  im  allgemeinen  nur  der  das 
Eigentum  Uebertragende.  Erfolgt  die  Auflassung  eines  Grund- 
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Stücks  auf  Grund  mehrerer  aufeinanderfolgender  zusammengefaßter 
Veräußerungsverträge  von  dem  ersten  Veräußerer  an  den  letzten 
Erwerber,  so  wird  die  Wertzuwachssteuer  nicht  für  jedes  einzelne 
Veräußerungsgeschäft,  sondern  nur  für  das  letzte  erhoben.  Als 
Wertsteigerung  gilt  aber  die  Differenz  des  letzten  Veräußerungs- 
preises und  des  früheren  Erwerbspreises  im  Sinne  des  § 1,  so 
daß  die  Zwischenverträge  für  die  Berechnung  außer  Betracht  bleiben. 
Die  Wertzuwachssteuer  ist  in  diesem  Falle  ebenfalls  von  dem  letzten 
Veräußerer  zu  zahlen,  doch  haften  sämtliche  Veräußerer  sowohl 
solidarisch  als  auch  jeder  für  sich  für  deren  Eingang.  Es  bleibt 
den  einzelnen  Beteiligten  überlassen,  den  Steuerbetrag  untereinander 
zu  repartieren. 

Bei  Schenkungen  unter  Lebenden  trägt  die  Wertzuwachssteuer 
der  Beschenkte,  soweit  er  nicht  nach  § 12,  b davon  befreit  ist. 
In  diesem  Falle  ist  als  Veräußerungspreis  der  gemeine  Wert  des 
Grundstücks  zur  Zeit  der  Schenkung  anzusetzen. 

Beim  Tausch  zweier  Grundstücke  ist  die  Wertzuwachssteuer 
von  beiden  Grundstücken  zu  erheben.  Dabei  darf  der  Verkaufs- 
preis des  im  Preise  niedrigeren  Grundstücks  nicht  unter  dem 
früheren  Erwerbspreise  im  Sinne  des  § 1 festgesetzt  werden. 

§ 7. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  geschieht  durch  den  Magistrat 
resp.  Gemeindevorstand  oder  durch  eine  von  diesem  eingesetzte 
Kommission.  Die  Steuerpflichtigen  sind  verbunden,  über  alle  für 
die  Veranlagung  der  Steuer  erheblichen  Tatsachen  innerhalb  einer 
ihnen  zu  bestimmenden  Frist  schriftlich  oder  zu  Protokoll  Aus- 
kunft zu  erteilen,  auch  auf  Erfordern  die  die  Steuerpflicht  betreffenden 
Urkunden  vorzulegen. 

Mit  der  Aufforderung  zur  Auskunfterteilung  ist  dem  Steuer- 
pflichtigen ein  Exemplar  dieser  Steuerordnung  zuzustellen. 

§ 8. 

Die  Steuerbehörde  ist  bei  der  Veranlagung  der  Steuer  an  die 
Angaben  des  Steuerpflichtigen  nicht  gebunden.  Wird  die  erteilte 
Auskunft  beanstandet,  so  sind  dem  Steuerpflichtigen  vor  der  Ver- 
anlagung die  Gründe  der  Beanstandung  mit  dem  Anheimstellen 
mitzuteilen,  hierüber  binnen  einer  angemessenen  Frist  eine  weitere 
Erklärung  abzugeben  (vgl.  § 63  des  Kommunalabgabengesetzes). 
Findet  eine  Einigung  mit  dem  Steuerpflichtigen  nicht  statt,  so  kann 
die  Behörde  die  zu  entrichtende  Steuer  nötigenfalls  nach  dem  Gut- 
achten von  Sachverständigen  festsetzen. 

Dem  Steuerpflichtigen  ist  über  die  Veranlagung  der  Steuer 
ein  schriftlicher  Bescheid  zu  erteilen. 
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§ 9. 

E ie  Steuer  ist  innerhalb  von  6 Wochen  vom  Tage  der  Ver- 
anlagt ng  ab  an  die  in  dem  Bescheide  bezeichnete  Kasse  zu  ent- 
richtet . Doch  wird  es  dem  Steuerpflichtigen  anheimgestellt,  wenn 
der  S euerbetrag  höher  als  4000  Mk.  ist  und  der  Steuerpflichtige 
auf  d<  ni  verkauften  Grundstücke  ein  Restkaufgeld  von  mindestens 
10o,o  les  Verkaufspreises  läßt,  nur  einen  Teil  der  Steuer  in  bar 
zu  zaf  len.  Will  er  dieses  Recht  ausüben,  so  hat  er  dies  der  Steuer- 
komm ssion  innerhalb  zweier  Wochen  nach  <lem  Tage  der  Ver- 
anlage ng  schriftlich  anzuzeigen. 


§ 10. 

N acht  der  Steuerpflichtige  von  der  Ermächtigung  in  § 9 Ge- 
brauch, so  ist  die  Steuer  wie  folgt  zu  entrichten:  25'^, o,  mindestens 
aber  •^OOO  Mk.  sind  bar  zu  zahlen.  Der  Rest  der  Steuer,  soweit 
er  nicit  höher  ist  als  zwei  Drittel  des  vom  Verkäufer  auf  dem 
Grund  itück  belassenen  Restkaufgeldes,  wird  von  dem  Restkaufgeld 
abgezv  ^eigt  und  mit  Vorrecht  vor  dem  verbleibenden  Teile  desselben 
für  die  Gemeinde  als  Hypothek  an  dem  verkauften  Grundstück  ein- 
getrag  m.  Beträgt  der  Steuerrest  mehr  als  zwei  Drittel  des  Rest- 
kaufgeldes, so  ist  der  diese  Summe  übersteigende  Betrag  ebenfalls 
bar  ZI  zahlen.  Eingetragen  können  nur  Beträge  von  500  Mk. 
oder  > helfachen  von  500  Mk.  werden. 

D e Steuerhypothek,  für  die  neben  dem  Grundstück  und  dem 
augent  licklichen  Besitzer  desselben  auch  der  frühere  Besitzer,  d.  h. 
der  Verkäufer  haftet,  muß  mit  einem  Zinsfuß  von  5o,o  und  einer 
Laufze  t von  höchstens  5 Jahren  ausgestattet  sein. 

Fi  r die  Vergünstigung,  hypothekarische  Eintragung  des  Steuer- 
restes zu  verlangen,  hat  der  Steuerpflichtige  einen  Zuschlag  von 
IQoo  (er  ganzen  veranlagten  Wertzuwachssteuer  in  bar  an  die 
Gemeir  de  zu  zahlen. 

§ 11. 

D<  r Einspruch  gegen  die  Veranlagung  ist  binnen  einer  Frist 
von  4 Wochen  nach  Zustellung  der  Veranlagungsbenachrichtigung 
bei  der  Steuerkommission  schriftlich  oder  zu  Protokoll  anzubringen, 
lieber  den  Einspruch  beschließt  die  Steuerkomniission.  Gegen  den 
Beschluß  steht  dem  Steuerpflichtigen  binnen  einer  mit  dem  Tage 
nach  e-folgter  Zustellung  beginnenden  Frist  \on  2 Wochen  die 
Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren  offen. 

Ei  ispruch  und  Klage  haben  auf  die  Verpflichtung  zur  vor- 
läufige! Zahlung  keinen  Einfluß. 

Nach  vergeblicher  Aufforderung  zur  Zahlung  erfolgt  die  Ein- 
ziehung der  Steuer  im  Verwaltungszwangsverfahren. 
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§ 12. 

Die  Wertzuwachssteuer  wird  nicht  erhoben: 

a)  bei  Erw^erbung  des  Eigentums  eines  zu  einem  Nachlaß  ge- 
hörigen Grundstückes  durch  einen  Erben  oder  durch  einen 
oder  mehrere  Teilnehmer  an  einer  Erbschaft.  Zu  den  Teil- 
nehmern an  einer  Erbschaft  wird  auch  der  überlebende  Ehe- 
gatte gerechnet,  welcher  mit  den  Erben  des  verstorbenen 
Eigentümers  gütergemeinschaftliches  oder  verwaltungsgemein- 
schaftliches Vermögen  zu  teilen  hat, 

b)  bei  schenkweisen  Veräußerungen  zwischen  Verwandten  auf- 
steigender und  Verwandten  absteigender  Linie,  sowie  zwischen 
Ehegatten, 

c)  bei  Zusammenlegungen  und  Umlegungen, 

d)  bei  gerichtlichen  Zwangsversteigerungen. 

§ 13. 

Bei  Eigentumserwerbungen,  die  zum  Zwecke  der  Teilung  der 
von  Miteigentümern  gemeinschaftlich  besessenen  Grundstücke  er- 
folgen, kommt  die  Steuer  nur  insoweit  zur  Erhebung,  als  der  Wert 
des  dem  bisherigen  Miteigentümer  zum  alleinigen  Eigentum  über- 
tragenen Grundstückes  mehr  beträgt  als  der  Wert  des  bisherigen 
ideellen  Anteiles  dieses  Miteigentümers  an  der  ganzen  zur  Teilung 
gelangten  gemeinschaftlichen  Vermögensmasse. 

Das  Gleiche  findet  Anwendung,  wenn  beim  Vermögen  einer 
Handelsgesellschaft  die  Gesamtheit  der  Vermögensansprüche  auf 
einen  Gesellschafter  übergeht. 

Sind  die  Miteigentümer  Erben  eines  gemeinschaftlichen  Nach- 
lasses, so  ist  eine  Steuer  in  keinem  Falle  zu  erheben. 

Bei  Auflassungen  von  Grundstücken,  die  aus  Anlaß  der  Ueber- 
tragung  des  Vermögens  einer  Gesellschaft  auf  eine  andere  oder 
von  Umwandlungen  von  Gesellschaften  oder  Genossenschaften  er- 
folgen, gelangt  die  Steuer  uneingeschränkt  zur  Erhebung. 

§ H. 

Erfolgt  bezüglich  eines  verkauften  Grundstücks  wegen  eines 
nach  §§  459  und  460  des  BGB.  zu  vertretenden  Mangels  Rück- 
gängigmachung des  Kaufs  (Wandelung),  so  steht  dem  Verkäufer 
Rückforderung  der  gezahlten  Wertzuwachssteuer  abzüglich  eines  für 
Verwaltungskosten  zu  zahlenden  Betrages  von  lOf'b  der  Steuer- 
summe zu,  wenn  die  Rückauflassung  innerhalb  einer  Frist  von 
einem  Jahre  seit  der  ersten  Auflassung  stattfindet  oder  eine  darauf 
gerichtete  Klage  in  dieser  Frist  erhoben  war  und  der  Rechtsstreit 
ohne  Unterbrechung  fortgesetzt  ist. 
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§ 15. 

P(  rsonen,  die  gewerbsmäßig  Grundstücke  für  eigene  Rech- 
nung kaufen  und  verkaufen,  sollen  berechtigt  sein,  Gewinn  und 
Verhisl  zu  verrechnen  und  die  Steuer  nur  v'on  dem  überschießenden 
Gewinne  zu  zahlen. 

D e Veranlagung  zur  Steuer  erfolgt  in  diesem  Falle  erst  nach 
Schluß  des  Kalenderjahres;  doch  sind  alle  Verkäufe  sofort  der  Ge- 
meinde anzuzeigen  und  ihr  die  in  dieser  Steuerordnung  bestimmten 
Angaben  zu  machen.  Der  Verlust  eines  Jahres  kann  bei  der  im 
nächsten  Jahre  erfolgenden  Abrechnung  vom  Gewinne  dieses 
Jahres  gekürzt  werden. 


§ 16. 

H it  ein  Grundeigentümer  für  ein  verkauftes  Grundstück  Wert- 
zuwachssteuer  bezahlt,  so  ist  er  berechtigt,  Rückzahlung  des  ent- 
sprechenden Teiles  der  gezahlten  Wertzuwachssteuer  zu  fordern, 
wenn  ir  ein  anderes  Grundstück  innerhalb  Jahresfrist  nach  dem 
ersten  Verkauf  mit  Verlust  veräußert. 

Ebenso  ist  er  berechtigt,  bei  der  Veranlagung  zur  Wertzuwachs- 
steuer, die  er  infolge  - eines  gewinnreichen  Grundstücksverkaufes 
zu  entiichten  hat,  von  dem  Gewinn  bei  diesem  Verkauf  einen  Ver- 
lust bf  i einem  früheren  Verkauf  abzuziehen,  wenn  dieser  frühere 
Verlusi  in  einem  Zeitraum  von  'einem  Jahre  vor  dem  gewinn- 
reichen Verkauf  stattgefunden  hat. 

§ 17. 

B(  i der  Weiterveräußerung  eines  Grundstücks  durch  einen  auf 
Grund  von  § 12  Befreiten  gilt  als  der  zur  Berechnung  der  Wert- 
zuwacli ssteuer  anzunehmende  frühere  Erwerbspreis: 

in  Falle  der  Absätze  a und  b der  frühere  Erwerbspreis  des 
Erblassers  resp.  Schenkers  im  Sinne  des  § 1, 
iiri  Falle  des  Absatz  c der  wirkliche  frühere  Erwerbspreis 
gemäß  § 1, 

in  Falle  des  Absatz  d der  in  der  Zwangsversteigerung  ge- 
z ihlte  Preis. 


§ 18. 

Wer  eine  ihm  nach  § 7 dieser  Ordnung  obliegende  Auskunft 
nicht  rechtzeitig  oder  ordnungsgemäß  erteilt,  wird  mit  einer  Geld- 
strafe bis  zu  30  Mk.  bestraft. 


§ 19. 

Diese  Ordnung  tritt  am  1.  April  1909  in  Kraft. 
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